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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit erkennt die Bundesregierung die in 
der Erklärung der in der Slowakei lebenden 
Karpatendeutschen vom 18. Oktober 2003 
zum Ausdruck kommenden Missstände und 
Benachteiligungen der deutschen Minderheit 
in Bezug auf die Bewahrung der deutschen 
Kultur einerseits und bezüglich des Fortbeste- 
hens der Benesch-Dekrete andererseits als sol- 
che an, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um einen Beitrag zur Beseiti- 
gung dieser Missstände zu leisten? 


Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 16. Februar 2004 

In der Slowakei gibt es mehr als 10 ethnische Minderheiten, die über- 
wiegend gut in die slowakische Gesellschaft integriert sind; dies hat 
auch die EU-Kommission in ihren letzten Fortschrittsberichten festge- 
stellt. Die Bundesregierung ist überzeugt, dass mit der bevorstehenden 
EU-Mitgliedschaft der Slowakei der Minderheitenschutz noch stärker 
verankert wird. 

Die zitierte Erklärung vom 18. Oktober 2003 richtet sich an die slowa- 
kische Regierung. Die weitere Verbesserung der Lage auch der deut- 
schen Minderheit ist Teil des Programms der Regierung Dzurinda, 
die sich aktiv bemüht, noch bestehende Probleme abzubauen. Die 
Bundesregierung trägt in enger Abstimmung mit der slowakischen Re- 
gierung und der deutschen Minderheit mit Projekten im Bereich der 
Kultur- und Bildungspolitik sowie im gemeinschaftsfördernden, wirt- 
schaftlichen und sozialen Bereich zur Wahrung der kulturellen Identi- 
tät der deutschen Minderheit in der Slowakei bei. Sie unterstützt u. a. 
die Arbeit des Karpatendeutschen Vereins sowie die sieben Begeg- 
nungszentren in der Slowakei; 26 entsandte deutsche Lehrkräfte unter- 
richten an slowakischen Schulen, davon einige am bilingualen Gymna- 
sium in Poprad, an dem auch das deutsche Abitur abgelegt werden 
kann. 

Hinsichtlich aus der Vergangenheit herrührender Fragen hat die slo- 
wakische Regierung wiederholt das Prinzip der Kollektivschuld verur- 
teilt und das Leid, das Unschuldigen zugefügt wurde, bedauert. Die 
Bundesregierung hat keinen Anlass, an der wiederholten Zusage der 
slowakischen Regierung zu zweifeln, dass diejenigen der sog. Benesch- 
Dekrete, die die Deutschen aus der damaligen Tschechoslowakei in 
besonderer Weise betrafen, heute keinen Rechtsentzug mehr bewirken 
können, da sie in ihrer Wirkung erloschen sind. 


2. Abgeordnete 

Hildegard 

Müller 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung eine weitere direkte 
Unterstützung der „Genfer Initiative“ zur Bei- 
legung des „Nahost-Konfliktes“, und wenn ja, 
in welcher Form? 
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Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 19. Februar 2004 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt die zivilgesellschaftliche 
„Genfer Initiative“ als bedeutendes Signal für politische Fortschritte 
im Nahost-Friedensprozess. Der Weg dorthin führt weiterhin über die 
Roadmap. das fortgesetzte Engagement der internationalen Gemein- 
schaft im Rahmen des Quartetts sowie vor allem über die Beendigung 
von Terror und Gewalt. 

Mit ihrer hochrangigen Wahrnehmung der Initiatoren der „Genfer 
Initiative“ durch Bundeskanzler Gerhard Schröder und Bundesminis- 
ter des Auswärtigen, Joseph Fischer, während ihres Berlin-Aufent- 
haltes am 14./15. Januar 2004 hat die Bundesregierung diese Unter- 
stützung weithin sichtbar zum Ausdruck gebracht. 

Vertreter der Bundesregierung werden in ihren Gesprächen mit bei- 
den Konfliktparteien und der internationalen Gemeinschaft auch wei- 
terhin den positiven zivilgesellschaftlichen Beitrag der „Genfer Initia- 
tive“ für eine friedliche Gesamtregelung betonen. Überlegungen zur 
Unterstützung dieser Initiative von dritter Seite (z. B. durch die politi- 
schen Stiftungen) wird die Bundesregierung wohlwollend begleiten. 


3. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wie ist der aktuelle Sachstand betreffend die 
gegenseitige Rückgabe kriegsbedingt verlager- 
ter bzw. verschleppter deutscher und polni- 
scher Kulturgüter an den jeweils anderen Staat 
auf der Grundlage von Artikel 28 des deutsch- 
polnischen Vertrages über gute Nachbarschaft 
und freundschaftliche Zusammenarbeit vom 
17. Juni 1991, insbesondere welche sich in Po- 
len befindlichen bedeutenden deutschen Kul- 
turgüter - wie zum Beispiel die umfangreichen 
während des Krieges nach Schlesien ausgela- 
gerten Bestände der Preußischen Staatsbiblio- 
thek - wurden in den zurückliegenden fünf 
Jahren an Deutschland zurückgegeben? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 17. Februar 2004 

Die Bundesregierung ist in Gesprächen mit der polnischen Seite wei- 
terhin darum bemüht, Lösungen für die noch offenen Fragen der Kul- 
turgüterrückführung zu vereinbaren. 

Als bedeutendes Einzelstück aus dem Bestand der ehemaligen Preussi- 
schen Staatsbibliothek, der sich derzeit in der J agiellonischen Biblio- 
thek in Krakau befindet, hat die polnische Seite eine Lutherbibel zu- 
rückgegeben. Der ehemalige polnische Ministerpräsident Jerzy Buzek 
hat diesen aus zwei wertvollen Wittenberger Lutherdrucken bestehen- 
den Band Bundeskanzler Gerhard Schröder bei dessen Besuch in 
Warschau im Dezember 2000 überreicht. Es handelte sich hierbei um 
Luthers Übersetzungen der fünf Bücher Moses und des Neuen 
Testaments ins Deutsche aus den Jahren 1522 und 1523. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


4. Abgeordnete 

Monika 

Brüning 

(CDU/CSU) 


Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung 
aus dem Schreiben des Gesamtverbandes der 
Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. vom 
22. Dezember 2003 an das Bundesministerium 
der Finanzen zur Versicherbarkeit des Berufs- 
unfähigkeitsrisikos von Psychotherapiepatien- 
ten, und welchen Handlungsbedarf, insbeson- 
dere bezogen auf § 16 Versicherungsvertrags- 
gesetz, sieht sie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 17. Februar 2004 

Die Bundesregierung hat das Schreiben des Gesamtverbandes der 
Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) vom 22. Dezember 
2003 zur „Versicherbarkeit des Alters- und Berufsunfähigkeitsrisikos 
von Psychotherapiepatienten“ mit Interesse zur Kenntnis genommen: 
Sie entnimmt dem Schreiben, dass einerseits auch dann, wenn psychi- 
sche (Vor-)Erkrankungen vorliegen, Möglichkeiten der Altersabsiche- 
rung und der Absicherung des Berufsunfähigkeitsrisikos durch Ab- 
schluss einer privaten Versicherung gegeben sind, dass es andererseits 
aber auch in der Berufsunfähigkeitsversicherung in Einzelfallen zu 
einer Ablehnung des Vertragsabschlusses kommen kann. 

Handlungsbedarf für den Gesetzgeber, insbesondere im Hinblick auf 
§ 16 Versicherungsvertragsgesetz (VVG), sieht die Bundesregierung 
derzeit nicht. § 16 VVG regelt die Auskunftspflicht eines Versiche- 
rungsnehmers und das Fragerecht eines Versicherers bei Abschluss ei- 
nes Versicherungsvertrages. Es ist insbesondere wahrheitsgemäß Aus- 
kunft zu geben. Diese Verpflichtung zur wahrheitsgemäßen Auskunft 
erscheint sachgerecht, auch weil sie die Versichertengemeinschaft ins- 
gesamt vor überhöhten (nicht risiko-adäquaten) Prämien oder dem 
Risiko der Insolvenz des Versicherungsunternehmers schützt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


5. Abgeordneter 

Dr. Rolf 
Bietmann 

(CDU/CSU) 


Besteht die Absicht, die Immobilien im Ortsteil 
Köln-Junkersdorf in der Waldsiedlung hinter 
der Kaserne Haelen (sog. Stadtwaldviertel), 
die derzeit vom Bundesvermögensamt verwal- 
tet werden, zu veräußern, und wenn ja, wie 
wird die Bundesvermögensverwaltung bei der 
Veräußerung der Immobilien Vorgehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 29. Dezember 2003 

Die bundeseigenen Wohnhäuser der Waldsiedlung in Köln-Junkers- 
dorf (68 Einfamilienhäuser und 104 Wohneinheiten in Mehrfamilien- 
häusern) sollen verkauft werden, sobald Klarheit über die planeri- 
schen Absichten der Stadt Köln besteht. Die Verkaufsabsicht des Bun- 
des wird in geeigneter Weise bekannt gemacht. 


6. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Regionen der Tschechischen Republik 
werden nach Einschätzung der Bundesregie- 
rung nach der EU-Osterweiterung Ziel-l-Ge- 
biete der europäischen Strukturfonds? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 29. Dezember 2003 

Über die zukünftige europäische Strukturpolitik wird auf der Grund- 
lage der Legislativvorschläge der Europäischen Kommission entschie- 
den. Diese liegen noch nicht vor. Ob es in der nächsten Förderperiode 
wieder ein Ziel 1 geben wird und nach welchen Kriterien es gegebe- 
nenfalls festgelegt wird, bleibt abzuwarten. Die Bundesregierung be- 
fürwortet die Fortführung und verstärkte Konzentration auf dieses 
Ziel. 

Sollten auch zukünftig Regionen mit einem BIP pro Kopf in Kauf- 
kraftparitäten (KKS) unter 75% des EU-Durchschnitts einen Ziel-1- 
Förderstatus erhalten, würde über die Einstufung der Regionen vo- 
raussichtlich auf der Grundlage der Zahlen der Jahre 2001 bis 2003 
entschieden. Diese liegen ebenfalls noch nicht auf regionaler Ebene 
vor. 

Im Jahr 2000 hatten alle tschechischen Regionen mit Ausnahme 
von Prag ein BIP pro Kopf in KKS von deutlich unter 75% des 
EU-Druchschnitts. 


7. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Fördermöglichkeiten in die- 
sen Ziel-l-Gebieten der Tschechischen Repu- 
blik ergeben sich daraus für die Investitionsför- 
derung, insbesondere für die mittelständische 
Wirtschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 29. Dezember 2003 

Die Legislativvorschläge der Europäischen Kommission werden vo- 
raussichtlich auch Festlegungen über die Fördermöglichkeiten enthal- 
ten. Gegenwärtig wird die konkrete Ausgestaltung der Förderung in 
mehrjährigen Programmen von dem jeweiligen Mitgliedstaat und der 
Europäischen Kommission festgelegt. Sollte dieses Verfahren beibe- 
halten werden, bliebe es der Tschechischen Republik Vorbehalten, sich 
mit der Europäischen Kommission auf Fördermaßnahmen zu verstän- 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 5- 


Drucksache 15/2552 


di gen. Welche Auswirkungen sich auf die Investitionsförderung, insbe- 
sondere für die mittelständische Wirtschaft ergeben, kann daher noch 
nicht abgeschätzt werden. 


8. Abgeordneter 

Bernhard 

Kaster 

(CDU/CSU) 


Welche bis dahin nicht vorhersehbaren Be- 
schlüsse der Bundesregierung waren Anlass 
für das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) im August 2003 eine europaweite Aus- 
schreibung für einen Rahmenvertrag zur Pla- 
nung und organisatorischen Durchführung 
von bundesweiten Öffentlichkeitskampagnen 
unter Zuhilfenahme des Beschleunigten Ver- 
fahrens und den damit für die Bewerber ein- 
hergehenden Fristverkürzungen zu starten, 
und welche genauen Aufträge hat bzw. wird 
die Gewinneragentur der Ausschreibung letzt- 
endlich realisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 18. Februar 2004 

Nicht vorhersehbare Beschlüsse waren kein Anlass für die angewand- 
ten Fristverkürzungen. Das Vergaberecht ermöglicht eine beschränkte 
Ausschreibung mit öffentlichem Teilnahmewettbewerb u. a. dann, 
wenn die ausgeschriebene Leistung nach ihrer Eigenart nur von einem 
beschränkten Kreis von Unternehmen in geeigneter Weise ausgeführt 
werden kann. Dies gilt insbesondere, wenn vom Unternehmen außer- 
gewöhnliche Fachkunde oder Leistungsfähigkeit oder Zuverlässigkeit 
erwartet wird. 

BMF hat von dieser Vergabeart Gebrauch gemacht, weil vom Auf- 
tragnehmer neben der schnellen Einarbeitung in komplexe Sachthe- 
men auch ein großer Erfahrungswert in der Begleitung und Umset- 
zung der politischen Kommunikation verlangt wurde. BMF hat diese 
Vorgabe in der Vergabebekanntmachung hervorgehoben und damit 
sichergestellt, dass potenziell ungeeignete Mitbewerber, deren Auf- 
wände in keinem Verhältnis zum erreichbaren Vorteil eines wett- 
bewerblichen offenen Verfahrens stünden, Bewerbungsabsichten 
eigenständig klären können. Im Übrigen stellte die beschränkte 
Ausschreibung insbesondere durch den vorgeschalteten Teilnahme- 
wettbewerb jedem - auch potenziell ungeeigneten - Anbieter die Teil- 
nahme frei. 

Die der Verdingungsunterlage zu Grunde liegende Leistungsbeschrei- 
bung war so gehalten, dass die Bewerber sich auf Grund ihrer Erfah- 
rungen und Sachkenntnis im Bereich der politischen Kommunikation 
fristgerecht und - wie sich zeigte - auch umfassend sowie kompetent, 
bewerben konnten. Außerdem hat BMF den Bewerbern die Möglich- 
keit einer Angebotspräsentation eingeräumt, und damit zusätzliches 
Bieterpotenzial abgeschöpft. 

Die Möglichkeit der Anwendung verkürzter Fristen bestätigt, dass 
auch auf diesem Weg zeitnah die Voraussetzungen für eine sach- 
gerechte und professionelle Öffentlichkeitsarbeit des BMF möglich ist 
und dadurch die Kommunikation zu den zum Jahresende 2003 durch 
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das Parlament verabschiedeten umfangreichen Reformprojekte ange- 
stoßen werden konnte. Die Notwendigkeit der Ausschöpfung der vol- 
len Ausschreibungsfristen ist dadurch weder sachlich noch formell zu 
begründen. 

Die Gewinneragentur hat für das BMF die Bewerbung der Steuerre- 
form umgesetzt und mit Zuschlagserteilung zur angesprochenen Aus- 
schreibung auch den Auftrag zur Bewerbung der Maßnahmen im Be- 
reich der Bekämpfung von Schwarzarbeit erhalten. Weitere Aufträge 
wurden bislang nicht erteilt. 


9. Abgeordneter 

Bernhard 

Raster 

(CDU/CSU) 


Wieso konnte im BMF der Bedarf an einer 
Agentur zur Durchführung von Öffentlich- 
keitskampagnen für das Jahr 2004 nicht bereits 
bei der Aufstellung des Haushaltsentwurfs 
2004 und der dort ersichtlichen 120,5 %igen 
Steigerung der Mittel für Öffentlichkeitsarbeit 
im Titel 08 01/542 01 erkannt werden, und wie- 
so können diese Kampagnen nicht unter Mit- 
hilfe des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung (BPA) und des dort vorhan- 
denen Fachwissens bzw. der dort vorhandenen 
Rahmenverträge realisiert werden, um so die 
Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung ins- 
gesamt wieder stärker - wie in der Antwort 
des Staatssekretärs und Sprechers der Bundes- 
regierung, Bela Anda, vom 17. Juli 2003 auf 
meine schriftliche Frage 1 auf Bundestags- 
drucksache 15/1459 angekündigt - beim BPA 
zu konzentrieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 18. Februar 2004 

Das BMF entscheidet grundsätzlich im Rahmen seine Ressorthoheit 
über die Zahl und den Umfang seiner Kommunikationsprojekte. 
BMF stimmt dennoch Inhalt, Erscheinungsbild und Ressourcenein- 
satz zu Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit mit dem BPA ab und 
stellt damit unabhängig von der gewählten Agentur ein weit gehend 
einheitliches Erscheinungsbild sicher. Die Kampagnen werden diesbe- 
züglich also unter Mithilfe des BPA vorbereitet und umgesetzt. 

Durch den Beschluss des Bundeskabinetts vom 2. Juli 2003, die Zoll- 
verwaltung mit der alleinigen Bekämpfung der Schwarzarbeit zu be- 
auftragen, wurde die Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen 
Beschäftigung auf eine strukturelle und inhaltlich neue Grundlage ge- 
stellt. Die Bundesregierung wird in Kürze ein neues Gesetz zur Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit im Parlament einbringen. Diese sowie 
weitere im Haushaltsentwurf 2004 berücksichtigten kommunikativ zu 
begleitenden Maßnahmen setzen eine sachgerechte, bürgernahe und 
professionelle Kommunikation voraus. Diese sind zwingend mit den 
Mitteln der flankierenden Öffentlichkeitsarbeit mit Unterstützung von 
Agenturen geboten. 
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10. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Aussage des 
nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten 
Peer Steinbrück bestätigen, dass von 1991 bis 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt zirka 900 Mrd. 
Euro an Transferleistungen in die neuen Län- 
der geflossen sind (siehe DER SPIEGEL vom 
2. Februar 2004, S. 17), und wie hoch waren 
die jährlichen Transferleistungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 18. Februar 2004 

Seit 1998 wird eine offizielle Auflistung von Transferzahlungen ge- 
trennt nach Ost und West nicht mehr geführt. Dies hängt unter ande- 
rem damit zusammen, dass der Bundeshaushalt nach sachlichen und 
nicht nach regionalen Gesichtspunkten gegliedert ist. Viele Sonderleis- 
tungen für die neuen Länder im Rahmen allgemeiner Bundesleistun- 
gen können daher nicht zuverlässig erfasst werden. Der Verzicht auf 
gesonderte Ausweisung der Leistungen für den Aufbau Ost ist über- 
dies auch Ausdruck des Zusammenwachsens der alten und neuen Län- 
der. Je nach gewählter Abgrenzung - beispielsweise mit oder ohne 
Leistungen an die gesetzliche Krankenversicherung und die gesetzli- 
che Rentenversicherung - werden unterschiedliche Angaben erzielt. 
Der Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand der Deutschen 
Einheit 1998 enthält noch eine zusammenfassende Darstellung der 
Transferleistungen an die neuen Länder. Danach beliefen sich die 
Nettotransfers des Bundes von 1991 bis 1998 - ohne Leistungen an 
die gesetzliche Krankenversicherung auf rund 595 Mrd. DM (rund 
300 Mrd. Euro). Im gleichen Zeitraum betrugen die Leistungen der 
westdeutschen Länder und Gemeinden insbesondere im Finanzaus- 
gleich rund 40 Mrd. Euro. Dies beinhaltet die Beteiligung der west- 
deutschen Gemeinden an den Schuldendienstleistungen der Länder 
für den Fonds „Deutsche Einheit“ sowie am Föderalen Konsolidie- 
rungsprogramm (Solidarpakt I). 


11. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die jährlichen Leistungen an 
das Land Nordrhein-Westfalen an Bundeshü- 
fen - einschließlich der so genannten Kohle- 
Subventionen - im Zeitraum von 1991 bis zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 18. Februar 2004 

Eine vollständige Übersicht der Finanzhilfen des Bundes an die Bun- 
desländer ist nicht möglich, da der Bundeshaushalt nach sachlichen 
und nicht nach regionalen Gesichtspunkten gegliedert ist. Bei den we- 
sentlichen Leistungen aus dem Bundeshaushalt an die Bundesländer 
handelt es sich in erster Linie um Finanzhilfen nach Artikel 91a GG, 
9 1 b GG, 1 04a Abs. 3 und 4 GG. 
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Auch die Subventionen für den Steinkohlebergbau werden nicht nach 
regionalen Gesichtspunkten erfasst. Die Fördermittel zur Unterstüt- 
zung des Anpassungsprozesses im deutschen Steinkohlenbergbau flie- 
ßen dem Unternehmen RAG zu, nicht den einzelnen Landeshaushal- 
ten in Nordrhein-Westfalen (NRW) oder im Saarland. Der Zuwen- 
dungsbescheid richtet sich an die Unternehmensleitung, die über die 
Verwendung an den einzelnen Produktionsstandorten in NRW und 
im Saarland unabhängig entscheidet. Auch die Prüfung der Produk- 
tionskosten des Kostenträgers Kohle nach dem Steinkohlebeihilfen- 
gesetz und gemäß den Richtlinien des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und Arbeit (BMWA) bei der RAG Aktiengesellschaft Essen 
erlaubt keine regionale Differenzierung. Die unternehmensinterne 
Rechnungslegung über die Mittelverwendung an den einzelnen För- 
derstandorten ist subventionsunerheblich und wird daher im Subven- 
tionsbericht der Bundesregierung nicht erfasst. 

Die Höhe der Finanzhilfen des Bundes für den Bergbau insgesamt - 
ohne regionale Zuordenbarkeit - ergibt sich aus dem Subventionsbe- 
richt der Bundesregierung. Diese belaufen sich für den Zeitraum 1991 
bis 2003 einschließlich auf insgesamt rund 40 Mrd. Euro. 

Finanzhilfen des Bundes: Bergbau insgesamt 


Jahr 

Betrag Mio. € 

1991 

1815,3 

1992 

1771,5 

1993 

1 724,8 

1994 

1464,1 

1995 

1 336,4 

1996 

5 059,2 

1997 

4637,2 

1998 

4510,5 

1999 

4 308,2 

2000 

3971,5 

2001 

3 728,9 

2002 

3 020,1 

2003 

2 678,2 


1990 bis 2002 Istergebnis, 2003 Soll 


12. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie hoch ist die Republik Irak gegenwärtig 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
verschuldet (bitte aufgeschlüsselt nach dem 
Schuldenstand gegenüber der DDR bis 1990, 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
bis 1990 und neu aufgelaufen gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland seit 1990), und 
auf welcher völkerrechtlichen Grundlage ver- 
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handelt gegenwärtig die Bundesrepublik über 
eine Entschuldung des Irak mit dem US-Son- 
derbeauftragten James Baker? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 30. Dezember 2003 

Die Verschuldung des Irak gegenüber der Bundesrepublik Deutsch- 
land (d.h. ohne Anteile der Exporteure/Banken) beläuft sich auf rund 
3,1 Mrd. Euro einschließlich Verzugszinsen (ohne Verzugszinsen rund 
1,7 Mrd. Euro). Die entsprechenden deutschen Forderungen insge- 
samt, d. h. einschließlich des Selbstbehalts der Exporteure/Banken aus 
den bundesgedeckten Forderungen betragen inklusive Verzugszinsen 
rund 4,4 Mrd. Euro (ohne Verzugszinsen rund 2,3 Mrd. Euro). 

Von den oben genannten 3,1 Mrd. Euro Forderungen des Bundes ent- 
fallen rund 2,1 Mrd. Euro auf bundesgedeckte Forderungen und rund 
1,0 Mrd. Euro auf Forderungen der früheren DDR in westlicher 
Währung (ohne Verzugszinsen entfallen rund 1,0 Mrd. Euro auf bun- 
desgedeckte Handelsförderungen und rund 0,7 Mrd. Euro auf Forde- 
rungen der früheren DDR). Alle genannten Forderungen beruhen auf 
Verträgen, die bis einschließlich 2. Oktober 1990 geschlossen worden 
sind. Forderungen des Bundes gegenüber dem Irak, die auf nach dem 
2. Oktober 1990 geschlossenen Verträgen beruhen, gibt es nicht. 

Die Bundesregierung hat Mitte Dezember 2003 Gespräche mit dem 
US-Sonderbeauftragten James Baker geführt und dabei ihre grund- 
sätzliche Bereitschaft zu einem substanziellen Schuldenerlass für den 
Irak erklärt. Die Bundesregierung strebt - wie auch andere Gläubiger- 
regierungen - an, dass der Pariser Club, zu dem sich die wichtigsten 
Gläubigerländer (einschließlich Deutschland) zusammengeschlossen 
haben, in 2004 mit einer international anerkannten irakischen Regie- 
rung eine multilaterale Umschuldungsvereinbarung aushandelt. Diese 
Vereinbarung beabsichtigt die Bundesregierung dann so rasch wie 
möglich in Verhandlungen mit einer solchen irakischen Regierung 
über ein völkerrechtlich verbindliches bilaterales Umschuldungsab- 
kommen umzusetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


13. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie viele bisher als arbeitslos gemeldete Teil- 
nehmer an Eignungsfeststellungs- und Trai- 
ningsmaßnahmen der Bundesagentur für Ar- 
beit fallen aufgrund der Statistikänderung im 
Monat Januar 2004 aus der Statistik heraus, 
und ist die Bundesregierung bereit, diese Zahl 
künftig gesondert auszuweisen, um einen Ver- 
gleich mit der Vorjahresstatistik zu ermögli- 
chen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 19. Februar 2004 

Der Bestand an Teilnehmern an Eignungsfeststellungs- und Trainings- 
maßnahmen lag Ende Januar 2004 bei 81 057. Diese Teilnehmer zäh- 
len nicht als arbeitslos. 

Die Zahl der Teilnehmer an Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaß- 
nahmen wird - wie auch die Zahl der Teilnehmer an anderen arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen - von der Bundesagentur für Arbeit 
monatlich zusammen mit den Arbeitslosenzahlen veröffentlicht. 
Vorjahr esvergleiche sind und bleiben damit uneingeschränkt möglich. 
Außerdem hat die Bundesagentur für Arbeit ihre aktuellen Statistiken 
zum Arbeitsmarkt mit einem Elinweis auf die Statistikänderung verse- 
hen. 


14. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Welche gesetzliche bzw. haushaltsrechtliche 
Grundlage existiert für die Stellenausschrei- 
bung der Regulierungsbehörde für Telekom- 
munikation und Post, RegTP, (http:// 
www.regtp.de/behoerde/02894/01/index.html), 
in der es wörtlich heißt „Die Regulierungsbe- 
hörde für Telekommunikation und Post soll 
zum 1 . Juli 2004 die Regulierung des Strom- 
und Gasmarktes übernehmen.“, und welche 
Kosten sind dem Bund durch die Stellenaus- 
schreibung (unterteilt nach Arbeitsaufwand in 
der Personalabteilung der RegTP; Anzeigen- 
schaltung und etwaig bereits erfolgte Einstel- 
lungen) entstanden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 16. Februar 2004 

Nach den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben (Beschleunigungsricht- 
linien für den Strom- und Gasmarkt; VO Nr. 1228/2003 betreffend 
den grenzüberschreitenden Stromhandel) muss am 1 . Juli 2004 eine 
neu zu errichtende Regulierungsstelle ihre Arbeit aufnehmen. 

Der Entwurf des Bundeshaushaltes 2004 sieht dementsprechend die 
Einrichtung von zustäzlichen 60 Stellen für die Wahrnehmung der 
Energieregulierung bei der Regulierungsbehörde für Telekommunika- 
tion und Post (RegTP) vor. Auf dieser Basis erfolgte die Stellenaus- 
schreibung der RegTP. Durch die Stellenausschreibung sind dem 
Bund Kosten in Flöhe von 9 274,44 Euro (Anzeigenschaltung FAZ: 
9 165,45 Euro; Personalaufwand einschl. Veröffentlichung im Inter- 
net: 108,99 Euro) entstanden. Einstellungen sind bisher nicht erfolgt. 


15. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
ob, und wenn ja, welche konkreten Auswirkun- 
gen der zum 1. April 2003 mit dem Zweiten 
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt in Kraft getretenen Neuregelungen 
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zur Förderung der Beschäftigung in den priva- 
ten Haushalten im Hinblick auf eine Entlas- 
tung von Haushalten mit Pflegebedürftigen 
durch hauswirtschaftlich tätige Kräfte festge- 
stellt werden können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 18. Februar 2004 

Über konkrete Auswirkungen der Neuregelungen zur Förderung der 
Beschäftigung in den privaten Haushalten im Hinblick auf eine Entlas- 
tung von Haushalten mit Pflegebedürftigen durch hauswirtschaftliche 
Kräfte liegen der Bundesregierung noch keine Erkenntnisse vor. 


16. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Ist der Bestand des in Mannheim angesiedel- 
ten Fachbereichs Arbeitsverwaltung der Fach- 
hochschule für Öffentliche Verwaltung auch 
nach einer Neuorganisation der Ausbildung 
und nach einer Statusumwandlung der für die 
Bundesagentur für Arbeit Tätigen vom Beam- 
ten zum Angestellten im Hinblick auf Beschäf- 
tigungszahl und Umfang der Liegenschaft gesi- 
chert oder sind Veränderungen zu erwarten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 18. Februar 2004 

Wie Ihnen die Bundesagentur für Arbeit bereits unmittelbar mitgeteilt 
hat, ist der laufende Betrieb des Fachbereichs Arbeitsverwaltung bis 
2006 sichergestellt. Ein Konzept zum Bildungssystem (dazu gehören 
neben dem Fachbereich Mannheim/Schwerin auch die Führungs- 
akademie und die Bildungszentren der Landesarbeitsämter/Regional- 
direktionen) wird zurzeit von der Bundesagentur für Arbeit erarbeitet. 


17. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Wie viele Arbeitnehmer wurden in den letzten 
drei Monaten - nach Bundesländern getrennt 
- durch die Bundesagentur für Arbeit ange- 
schlossenen Personal-Service-Agenturen für 
befristete Zeit an Unternehmen ausgeliehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 19. Februar 2004 

Nach Auskunft der Bundesagentur für Arbeit (BA) werden diese An- 
gaben nicht erhoben, denn für Messung des Erfolgs des Instruments 
ist die Integrationsquote maßgeblich. 

Erhoben wird lediglich die durchschnittliche Verleihquote, die die 
Zahl der tatsächlichen Verleihtage ins Verhältnis zu den möglichen 
Verleihtagen setzt. So betrug nach einer IAB-Studie die durchschnitt- 
liche Verleihquote unter Einbeziehung von Ausfallzeiten (z. B. Krank- 
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heit des Leiharbeitnehmers) von April bis Oktober 2003 also in der 
Anlaufphase der Personal-Service-Agenturen 39,5%. 


18. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist dies mit dem Auftrag der Perso- 
nal-Service-Agenturen, insbesondere im Hin- 
blick auf den durch die Lohnzuschüsse beding- 
ten Wettbewerbsvorteil im Vergleich zu den 
herkömmlichen Zeitarbeitsunternehmen, zu 
vereinbaren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 19. Februar 2004 

Die Zielrichtung der Personal-Service-Agenturen (PSA) ist eine ande- 
re als die der üblichen Leiharbeit. Bei der PSA steht nicht die rasche 
und flexible Lösung von Personalengpässen, sondern die endgültige 
Vermittlung der zunächst probeweise verliehenen PSA-Beschäftigten 
an den Entleiher oder einen anderen Arbeitgeber im Vordergrund. 
Die PSA arbeiten daher - anders als die übliche Leiharbeit - arbeit- 
nehmerorientiert und nicht stellenorientiert. Schon aufgrund dieser 
anderen Zielrichtung sind die befürchteten Verdrängungseffekte ge- 
genüber der etablierten Leiharbeit nicht eingetreten. 

Darüber hinaus ist auch der Personenkreis, der für eine PSA-Beschäf- 
tigung in Betracht kommt, und derjenige, der bei einem üblichen Leih- 
arbeitsunternehmen beschäftigt ist, nicht deckungsgleich. Zielgruppen 
der PSA sind Arbeitslose mit individuellen Vermittlungshemmnissen, 
die kurzfristig von den Arbeitsagenturen weder in ein normales Be- 
schäftigungsverhältnis noch zu einem üblichen Verleihunternehmen 
vermittelt werden können. Auch sollen sie in verleihfreien Zeiten ge- 
fördert werden. Diese Personenorientierung führt dazu, dass der Be- 
trieb einer PSA mit einem höheren Aufwand als die übliche Leiharbeit 
verbunden ist. Das der PSA zu zahlende Honorar dient der Entschädi- 
gung dieses Mehraufwands. Hinzu kommt, dass das Honorar degres- 
siv gestaltet ist, d. h. mit Zeitablauf niedriger wird und eine rasche Ab- 
werbung besonders prämiert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


19. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung das Kon- 
zept, den Planungsstand und die beabsichtig- 
ten Ziele (Ökologie, Ökonomie, Soziales, 
Transfer) des ihr bekannten Pilotprojektes 
„Bioenergiedorf Jühnde“? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 16. Februar 2004 

Das „Bioenergiedorf Jühnde“ wurde als Ergebnis der vom Bundesmi- 
nisterium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(BMVEL) beim Interdisziplinären Zentrum für Nachhaltige Entwick- 
lung (IZNE) der Universität Göttingen geförderten Studie zum The- 
ma „Voraussetzungen und Folgen einer eigenständigen Wärme- und 
Stromversorgung durch Biomasse für Landwirtschaft, Ökologie und 
Lebenskultur im ländlichen Raum“ zur weit gehenden Umstellung sei- 
ner Energieversorgung auf Bioenergieträger vorgeschlagen. 

Die vorgeschlagene Umstellung und das dafür vorgelegte Konzept 
wurden vom BMVEL als unterstützenswert angesehen. Als Konse- 
quenz daraus fördert das BMVEL gegenwärtig die standortkonkrete 
Planung und deren wissenschaftliche Betreuung für ein Demonstra- 
tionsvorhaben „Bioenergiedorf Jühnde“. 

Das BMVEL sieht in dem „Bioenergiedorf Jühnde“ eine gute 
Gelegenheit zur Demonstration der Möglichkeiten und Chancen des 
erneuerbaren Energieträgers Biomasse 

- für mehr Umwelt- und Klimaschutz, 

- für den Aufbau einer ressourcenschonenden, nachhaltigen und hei- 
mischen dezentralen Energieversorgung, 

- bei der Erschließung neuer Produktions- und Einkommensmöglich- 
keiten für die Landwirtschaft („Der Landwirt als Energiewirt“) und 
im ländlichen Raum (Arbeitsplätze, regionale Wertschöpfung). 


20. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Erfolgsaussichten räumt die Bundesre- 
gierung Förderanträgen für das Projekt „Bio- 
energiedorf Jühnde“ vor dem Hintergrund ih- 
rer Bewertung, der Unterstützung der im Ort 
betroffenen Bürgerinnen und Bürger, der über- 
regionalen politischen Unterstützung und des 
im Bundesministerium für Verbraucherschutz, 
Ernährung und Landwirtschaft bekannten För- 
derbedarfs für die Investition und die Begleit- 
forschung ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 16. Februar 2004 

Für die Studie, bei der das Dorf Jühnde für eine weit gehende Umstel- 
lung der Energieversorgung auf Bioenergieträger vorgeschlagen wur- 
de, sind vom BMVEL 667 T Euro bereitgestellt worden. 

In Zusammenhang mit dem vorgesehenen Demonstrationsvorhaben 
„Bioenergiedorf Jühnde“ hat das BMVEL für das Planungs- und 
Genehmigungsverfahren sowie deren wissenschaftliche Begleitung 
Fördermittel in Höhe von insgesamt 372 T Euro bewilligt. 
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Die bisher eingesetzten öffentlichen Mittel dokumentieren, dass von 
einem Erfolg des Vorhabens auszugehen ist. 

Nach einem erfolgreichen Abschluss des Planungs- und Genehmi- 
gungsverfahrens steht die Entscheidung über weitere Mittel für Inves- 
titionsmaßnahmen und deren wissenschaftliche Begleitung an. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


21. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit einer konkreten Novellierung des 
Soldatenversorgungsgesetzes im Hinblick auf 
das Institut des Einsatzunfalls zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 12. Februar 2004 

Zwischen dem Bundesministerium des Innern und dem Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung ist verabredet, den Gesetzentwurf auf- 
grund seiner hohen Priorität noch im ersten Quartal 2004 in das parla- 
mentarische Verfahren einzubringen. 


22. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Worin liegen die Ursachen der bisherigen Ver- 
zögerung, nachdem der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister der Vertei- 
digung, Walter Kolbow, am 13. November 
2003 (Plenarprotokoll 15/75, S. 6513 C) von 
einer „unverzüglichen Novellierung“ sprach? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 12. Februar 2004 

Die Umsetzung des Beschlusses des Verteidigungsausschusses vom 
15. Januar 2003, die Versorgung für Soldaten bei Dienstunfällen im 
Auslandseinsatz an die veränderten Anforderungen bei diesen Einsät- 
zen anzupassen, ist unverzüglich auf den Weg gebracht worden. Die 
Federführung für einen entsprechenden Gesetzentwurf liegt aufgrund 
seiner Zuständigkeit für das öffentliche Dienst- und Versorgungsrecht 
beim Bundesministerium des Innern. Das Bundesministerium des In- 
nern hat am 20. Oktober 2003 den ersten Arbeitsentwurf eines „Ge- 
setzes zur Regelung der Versorgung bei besonderen Auslandsein- 
sätzen (Einsatzversorgungsgesetz - EinsatzVG)“ an das Bundesminis- 
terium der Verteidigung übersandt. Der Entwurf basiert auf dem im 
Bundesministerium der Verteidigung erarbeiteten und von Bundes- 
minister der Verteidigung, Dr. Peter Struck, am 2. Juni 2003 gebillig- 
ten Konzept zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes. Die 
Ressortbeteiligung einschließlich der Beteiligung der Länder und 
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Verbände wird in Kürze durch das Bundesministerium des Innern ein- 
geleitet. 


23. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den „un- 
verhältnismäßigen Anstieg“ an Sprengstoff- 
anschlägen im Raum Sarajewo (Der Keiler, 
19. Januar 2004), und steht damit auch die Be- 
schädigung eines Transportpanzers FUCHS 
im Raum Trnovaca/Foca (Der Keiler, 29. De- 
zember 2003) in Verbindung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 12. Februar 2004 

Ein unverhältnismäßiger Anstieg an Sprengstoffanschlägen im Raum 
Sarajevo kann von hier aus nicht bestätigt werden. Die bisherigen - in 
vielen Fällen - eher kleinen und nicht immer nachvollziehbaren Deto- 
nationen in Bosnien Herzegowina werden im Regelfall dem Bereich 
der Organisierten Kriminalität zugerechnet. Die von Ihnen angespro- 
chene Beschädigung eines Transportpanzers FUCHS (Frontscheibe) 
steht mit diesen Anschlägen nach hiesigen Erkenntnissen in keinem 
Zusammenhang und wurde offenbar durch einen Steineinschlag verur- 
sacht. 


24. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Weshalb erwähnen weder das Auswärtige Amt 
noch das Bundesministerium der Verteidigung 
in der „Unterrichtung des Parlaments über die 
Auslandseinsätze der Bundeswehr“ die Erhö- 
hung der Gefährdungsstufe zum Schutz der 
SFOR-Soldaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 12. Februar 2004 

Bedrohungsabhängige Alarm- und Schutzstufen regeln das Verhalten 
der Soldatinnen und Soldaten in den Einsatzkontingenten der Bundes- 
wehr. Die Anpassung an die jeweilige Sicherheitslage erfolgt fortlau- 
fend. Dieser routinemäßige Vorgang findet regelmäßig keine Erwäh- 
nung in den Unterrichtungen des Parlaments über die Auslandsein- 
sätze der Bundeswehr. 


25. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Welche Änderungen/Ergänzungen des Grund- 
gesetzes wären bei einer Realisierung des 
„Strukturveränderungskonzeptes“ des Bundes- 
ministers der Verteidigung, Dr. Peter Struck, 
notwendig? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 12. Februar 2004 

Das Strukturveränderungskonzept des Bundesministers der Verteidi- 
gung, das heißt die Einteilung der Streitkräfte in Eingreifkräfte, Stabi- 
lisierungskräfte und Unterstützungskräfte, erfordert weder eine Ände- 
rung noch eine Ergänzung der Verfassung. Solches ist insofern auch 
nicht beabsichtigt. 


26. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung im Zuge des Rück- 
gangs der Einberufungszahlen von Wehrpflich- 
tigen eine Schließung des Kreiswehrersatzam- 
tes Bayreuth und kann die Bundesregierung 
den Erhalt des Kreiswehrersatzamtes Bayreuth 
garantieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 12. Februar 2004 


Die gestiegenen Anforderungen an die Bundeswehr durch die Ein- 
sätze und internationalen Verpflichtungen machen eine über das bis- 
herige Maß hinausgehende Weiterentwicklung der Bundeswehr unaus- 
weichlich. 

Bundesminister der Verteidigung, Dr. Peter Struck, hat am 1. Oktober 
2003 - nach einer gründlichen Bestandsaufnahme und Beurteilung 
aller Handlungsmöglichkeiten - die Weisung für die Weiterent- 
wicklung der Bundeswehr erlassen und in der Pressekonferenz am 
13. Januar 2004 bestätigt. Bezogen auf die Stationierung enthält sie im 
Kern folgende Punkte: 

• Die Wehrpflicht von 9 Monaten bleibt bestimmender Faktor der 
Planung. Der Wehrdienst wird jedoch neu ausgestaltet. 

• Die Wirtschaftlic hk eit im Handeln wird weiter optimiert. 

• Vorgaben für die Einsätze, Struktur, Material, Ausrüstung und Be- 
schaffungsvorhaben werden konsequent an die veränderten Rah- 
menbedingungen angepasst. 

• Die Bundeswehr wird bis zum Jahr 2010 auf einen Grundumfang 
von 250 000 Soldatinnen und Soldaten sowie 75 000 zivile Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeiter verringert. 

• Die Stationierung der Bundeswehr wird nach militärischen/funktio- 
nalen und betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ausgerichtet. 

Ziel ist eine Bundeswehr, die befähigt wird, das veränderte Aufgaben- 
spektrum abzudecken. Dieses Ziel kann nur durch Überprüfung und 
Anpassung aller relevanten Bestimmungsgrößen und durch konse- 
quente Verwirklichung des streitkräftegemeinsamen Ansatzes erreicht 
werden. Die sich hieraus ergebenden Auswirkungen auf die Struktu- 
ren der Bundeswehr und auf die Stationierung sind vorbehaltlos und 
besonders sorgfältig zu prüfen. Im Ergebnis werden u. a. erhebliche 
Veränderungen in der Stationierung der Bundeswehr zu erwarten 
sein. 
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Auf der Basis der Überprüfungsergebnisse wird Bundesminister der 
Verteidigung, Dr. Peter Struck, die erforderlichen grundlegenden 
Entscheidungen treffen, damit erste Maßnahmen in diesem Jahr ein- 
geleitet werden können. Der gesamte Prozess soll 2010 abgeschlossen 
werden. Das Stationierungskonzept wird nicht vor Ende 2004 vorlie- 
gen. 

Auf Grund des gegenwärtigen Planungsstandes liegen noch keine Er- 
kenntnisse vor, inwieweit sich daraus resultierende Anpassungen auf 
die Stationierung der Bundeswehr und damit auf die Standorte weder 
generell noch bezogen auf den von Ihnen genannten Standort Bay- 
reuth ergeben werden. 

Im Übrigen darf ich auf das Schreiben von Bundesminister der Vertei- 
digung, Dr. Peter Struck, vom 30. Januar 2004 verweisen, in dem er 
Ihnen mitgeteilt hat, dass keine Planungen bestehen, die Liegenschaft, 
in der das Kreiswehrersatzamt in Bayreuth untergebracht ist, zu ver- 
äußern. 


27. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Ist beabsichtigt, die Kontingentdauer bei Aus- 
landseinsätzen der Bundeswehr generell von 
sechs auf vier Monate zu verkürzen? 


28. Abgeordnete Falls ja, wann soll die Verkürzung in Kraft tre- 

Ursula ten? 

Lietz 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Umfasst eine Verkürzung der Kontingentdau- 
er Soldaten aller Teilstreitkräfte und Truppen- 
gattungen? 


30. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Ist neben einer starren Kontingentdauer auch 
an flexible Einsatzzeiten bei Auslandseinsät- 
zen, z. B. bei Spezialverwendungen, gedacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 17. Februar 2004 

Die Beantwortung Ihrer Fragen ist zum jetzigen Zeitpunkt in dem 
von Ihnen gewünschten Detaillierungsgrad noch nicht möglich. 

Grundsätzlich ist jedoch beabsichtigt, die Kontingentdauer bei Aus- 
landseinsätzen der Bundeswehr von sechs auf vier Monate zu reduzie- 
ren. Dabei ist die angekündigte Umstellung der Kontingentdauer 
nicht auf einen bestimmten Stichtag terminiert. Vielmehr stellt sich 
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dieser Wechsel als ein Prozess dar. Im Rahmen der aktuellen Aus- 
landseinsätze sind die Kontingente der Bundeswehr in ein multinatio- 
nales Umfeld eingebunden. Die Operationen werden durch die Ver- 
einten Nationen, die NATO oder die Europäische Union geführt. Die 
beabsichtigte Umstellung der Kontingentdauer erfordert daher einen 
detaillierten, zeitintensiven Abstimmungsprozess mit diesen Organisa- 
tionen, insbesondere aber auch mit den Nationen, mit denen wir in 
den Einsatzgebieten bi- bzw. multinational Zusammenarbeiten. Die 
Maßnahmen sind darüber hinaus mit den weiteren Schritten im Rah- 
men der Weiterentwicklung der Bundeswehr abzustimmen. 

Es ist beabsichtigt, dass die Verkürzung der Kontingentdauer grund- 
sätzlich für alle Soldaten, unabhängig von der Zugehörigkeit zu einer 
Teilstreitkraft oder einer bestimmten Truppengattung, Anwendung 
findet. Des Weiteren wird auch zukünftig eine flexible Festlegung indi- 
vidueller Stehzeiten im Einsatz möglich und erforderlich bleiben, um 
besonderen Einsatzerfordernissen (z. B. bei Spezialverwendungen) 
oder ggf. auch individuellen Bedürfnissen einzelner Soldaten angemes- 
sen Rechnung tragen zu können. Dies schließt die Möglichkeit einer 
längeren Einsatzdauer als vier Monate ein. 


31. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(FDP) 


Sieht das Bundesministerium der Verteidigung 
Möglichkeiten, dass der Volksbund Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge deutscher Soldaten, die 
während der Bundeswehreinsätze im Ausland 
gestorben sind, in Bundeswehrliegenschaften 
im In- und Ausland gedenkt, und wenn ja, wel- 
che? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 12. Februar 2004 

Der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. in Kassel wurde 
von der deutschen Bundesregierung mit der Kriegsgräberpflege im 
Ausland beauftragt. Er nimmt sich seit 1919 in beispeilhafter Weise 
der Pflege der deutschen Soldatengräber im Ausland an. Seiner Arbeit 
ist es zu verdanken, dass die Gefallenen und Opfer der beiden Welt- 
kriege eine würdige Ruhestätte gefunden haben. Allerdings ist es mit 
den satzungsgemäßen Aufgaben des Volksbunds nicht vereinbar, in- 
nerhalb von Liegenschaften der Bundeswehr für das Gedenken an die 
im Einsatz verstorbenen Soldatinnen und Soldaten Sorge zu tragen. 

Stattdessen gedenkt die Bundeswehr ihrer bei Auslandseinsätzen ver- 
storbenen Soldatinnen und Soldaten durch Trauerfeiern im Einsatz- 
land und in Deutschland und trifft darüber hinaus im Rahmen der 
Fürsorge-Bestimmungen für Überführung, Bestattung, Grabstätte, 
Grabmal und Grabschmuck Sorge. 


32. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(FDP) 


Trifft es zu, dass studierenden Offizieren der 
Hamburger Bundeswehr-Universität in Folge 
des Terroralarms vom 30. Dezember 2003 be- 
fohlen wurde, teilweise ohne Einweisung, ohne 
persönliche Schutzausrüstung (z. B. schuss- 
sichere Weste) und lediglich mit einer Hand- 
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feuerwaffe ausgestattet auf dem Gelände des 
Bundeswehrkrankenhauses Hamburg Streifen- 
dienst zu versehen, und wenn ja, wie wird diese 
Maßnahme begründet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 12. Februar 2004 

Im Rahmen der zusätzlichen Schutzmaßnahmen für das Bundeswehr- 
krankenhaus Hamburg nach Eingang der Anschlagsdrohung sind 
vom 30. Dezember auf den 31. Dezember 2003 zehn (freiwillige) und 
vom 31. Dezember 2003 auf den 1. Januar 2004 neun (davon vier be- 
fohlene) studierende Offiziere bzw. Offizieranwärter der Helmut- 
Schmidt-Universität/Universität der Bundeswehr Hamburg eingesetzt 
worden. Der Einsatz erfolgte, um einen aktiven Beitrag der Bundes- 
wehr zum Schutz der Liegenschaft zu leisten und Polizeikräfte nicht 
zusätzlich durch einen Einsatz innerhalb der Liegenschaft zu binden. 
Zur Ableistung ihres Wachdienstes wurden die Offiziere/Offizieran- 
wärter am 30. bzw. 31. Dezember 2003 in die aktuelle Lage, den 
Wachauftrag und die Einzelaufgaben eingeweisen. Weiterhin erfolgte 
eine Einweisung in die Streifenwege durch Abgehen in Begleitung von 
Ortskundigen sowie in die Durchführung von Personen- und Kraft- 
fahrzeugkontrollen. An die Soldaten wurde die Pistole P 1 zum Selbst- 
schutz ausgegeben. 

Im Übrigen können studierende Offiziere/Offizieranwärter jederzeit 
auf Grand ihrer allgemein-militärischen Vorausbildung im Wach- 
dienst eingesetzt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


33. Abgeordneter 

Holger 

Haibach 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse über einen möglichen 
Kinderhandel zur Adoption aus Rumänien in 
Länder der Europäischen Union, insbesondere 
Deutschland, liegen der Bundesregierung vor, 
und welche Schritte unternimmt sie, um den 
Kinderhandel möglichst umfassend zu verhin- 
dern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 18. Februar 2004 

Der Bundesregierung liegen keine konkreten Erkenntnisse über einen 
möglichen Kinderhandel im Zusammenhang mit Adoptionen aus Ru- 
mänien in Länder der Europäischen Union, insbesondere Deutsch- 
land, vor. 
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Um Kinderhandel zu verhindern und das Verfahren bei internationa- 
len Kindesadoptionen zu vereinheitlichen und zu verbessern und auf 
eine auch rechtlich solide Grundlage zu stellen, hat die Bundesrepu- 
blik Deutschland das Haager Übereinkommen über den Schutz von 
Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen 
Adoption (HAÜ) ratifiziert. Das am 1. März 2002 für Deutschland in 
Kraft getretene Abkommen regelt die zwischenstaatliche Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption. Die Ziele des 
Abkommens sollen vor allem durch ein institutionalisiertes System der 
Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten erreicht werden, die 
zu diesem Zweck zentrale Behörden bestimmen. Für die Bundes- 
republik Deutschland wurde auf Bundesebene die Aufgabe einer 
Zentralen Behörde dem Generalbundesanwalt beim Bundesgerichts- 
hof als Bundeszentralstelle für Auslandsadoption übertragen. Auf 
Länderebene nehmen die zentralen Adoptionsstellen der Landes- 
jugendämter die Aufgaben als Zentrale Behörden wahr. 


34. Abgeordneter 

Holger 

Haibach 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die bisheri- 
gen Bemühungen der rumänischen Regierung, 
den möglicherweise vorkommenden Kinder- 
handel in die Europäische Union zu unterbin- 
den, und auf welche belastbaren Beweise stützt 
sie ihre Bewertungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 18. Februar 2004 

Die Bundesregierung begrüßt, dass die im Jahr 2001 beschlossene zeit- 
liche begrenzte und jeweils verlängerte grundsätzliche Aussetzung von 
Auslandsadoptionen bis zur Verabschiedung eines neuen Kinder- 
schutzgesetzes nunmehr auf Grund des Gesetzes Nr. 233/2003 vom 
31. Mai 2003 unbefristet in Kraft bleibt. Dieses neue Kinderschutzge- 
setz soll vorab mit einer EU-Expertenkommission abgestimmt werden. 
Trotz des Moratoriums werden Auslandsadoptionen im Interesse des 
Kindeswohls in Einzelfällen von der rumänischen Regierung geneh- 
migt. Ein Kriterienkatalog hinsichtlich der Definition des Kindes- 
wohls besteht allerdings nicht, es wird allein auf Grund der Umstände 
des Einzelfalles entschieden. Es kann daher nicht ausgeschlossen wer- 
den, dass einige Länder mit einem hohen Anteil an Adoptionen rumä- 
nischer Kinder versuchen, Druck auf die rumänischen Behörden aus- 
zuüben. Nach Deutschland sind nur wenige rumänische Kinder in den 
letzten Jahren adoptiert worden. Im Jahr 2002 waren es 14, im Jahr 
2003 fünf Adoptionen. Der geltende Adoptionsstopp wird durch die 
Ausnahmen zwar aufgeweicht, unterliegt jedoch weiterhin der staat- 
lichen Kontrolle. Mit einer nachhaltigen Verbesserung der noch unbe- 
friedigenden Situation wird aber wohl erst mit dem Inkrafttreten des 
geplanten Kinderschutzgesetzes zu rechnen sein. 


35. Abgeordnete 

Sibylle 

Laurischk 

(FDP) 


Welche Haltung hat die Bundesregierung zu 
der Verfassungsmäßigkeit des § 69 Erstes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB I) unter Bezugnahme 
auf die Berichterstattung in der „Stuttgarter 
Zeitung“ vom 7. Februar 2004, und wie beur- 
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teilt sie diesbezüglich die Vereinbarkeit des am 
1. Januar 2004 in Kraft getretenen Baden- 
Württembergischen Kindergartengesetzes mit 
diesem Paragraphen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 17. Februar 2004 

Das in dem Artikel der „Stuttgarter Zeitung“ angesprochene Gutach- 
ten von Professor Schoch und Professor Wieland ist bisher nicht ver- 
öffentlicht worden und liegt der Bundesregierung nicht vor. 

Ich bitte daher um Verständnis, dass die Bundesregierung allein auf 
der Grundlage der Berichterstattung in der „Stuttgarter Zeitung“ 
keine Stellung hierzu nehmen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 


36. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die 
Regelung, dass gesetzlich krankenversicherte 
Rentner Krankengeld mitversichern müssen, 
obwohl sie keinen Anspruch darauf haben, ver- 
fassungskonform ist, und wenn ja, warum? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 19. Februar 2004 

Ja. Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Regelung, nach 
der die Beitragsbemessung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
aus Renten und Versorgungsbezügen nach dem allgemeinen Beitrags- 
satz erfolgt, verfassungskonform ist. Die Anwendung des allgemeinen 
Beitragssatzes ist aus folgenden Gründen gerechtfertigt: 

Während die Leistungsaufwendungen der Krankenkassen für Rentner 
in den alten Ländern 1 973 noch zu rd. 72 % durch die für sie gezahlten 
Beiträge gedeckt wurden, finanzierten die Rentner im Jahr 2002 ledig- 
lich noch etwa 43% ihrer Leistungsaufwendungen. Diese „Finanzie- 
rungslücke“ ist innerhalb der Solidargemeinschaft der Versicherten 
auszugleichen. Da aber die Beiträge der Aktiven nach dem allgemei- 
nen Beitragssatz mit Krankengeldanspruch bemessen werden (§ 241 
SGB V), ist im Sinne des der gesetzlichen Krankenversicherung zu 
Grunde liegenden Solidaritätsprinzips die Beitragszahlung aus der 
Rente nach dem gleichen Beitragssatz wie für Arbeitnehmer zur Ver- 
ringerung der Belastung der Aktiven gerechtfertigt. 
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37. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Welche wissenschaftliche Erkenntnisse über 
„Fehlanreize“ im Rahmen der stationären Ver- 
sorgung von Patienten der Pflegestufe I des 
Leistungskataloges der Pflegeversicherung lie- 
gen der Bundesregierung vor, auf welche sich 
die Parlamentarische Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheit und Soziale 
Sicherung, Marion Caspers-Merk, in ihrem In- 
terview vom 8. Januar 2004, Fernsehsendung 
„Monitor“, zum Thema Pflegeversicherung 
bezogen hatte, und wenn keine wissenschaft- 
liche Erkenntnisse vorliegen, welche Erkennt- 
nisse waren dann Grundlage für diese Aus- 
sage? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 21. Januar 2004 

Es ist unbestritten, dass die meisten Pflegebedürftigen wünschen, so 
lange wie möglich zu Hause versorgt und betreut zu werden. Um dies 
zu erreichen, sind Maßnahmen zur weiteren Stärkung der häuslichen 
Pflege erforderlich. Das geltende Pflegeversicherungsrecht sieht für 
diejenigen Pflegebedürftigen, die zu Hause leben und dort Fremdhilfe 
benötigen, zur Finanzierung der Pflegeeinsätze durch Mitarbeiter am- 
bulanter Pflegedienste einen Sachleistungsbetrag in Höhe von 384 Eu- 
ro monatlich in der Pflegestufe I und 921 Euro in der Pflegestufe II 
vor. Demgegenüber stellt die Pflegeversicherung bei Fremdpflege 
durch Mitarbeiter eines Pflegeheims in der Pflegestufe I monatlich 
1 023 Euro zur Verfügung und 1 279 Euro in der Pflegestufe II. Diese 
Leistungsunterschiede zwischen häuslicher und stationärer Pflege wer- 
den dem Grundgedanken „ambulant vor stationär“ nicht gerecht. 

Zudem ist unbestritten, dass die derzeitige Staffelung der stationären 
Leistungsbeträge zu einer überproportionalen Entlastung der pflege- 
bedürftigen Heimbewohner der Pflegestufe I gegenüber den Heimbe- 
wohnern der Pflegestufen II und III, also gegenüber den „schwerer“ 
Betroffenen, führt. Pflegebedürftige der Pflegestufe I müssen zur Ab- 
deckung des Heimentgelts aufgrund der derzeitigen Höhe der Pflege- 
versicherungsleistungen weit weniger aus eigenen Mitteln hinzuzahlen 
als Pflegebedürftige der Pflegestufen II und III. 

Dieses Ungleichgewicht birgt die Gefahr von Fehlentwicklungen, 
etwa einer verfrühten Entscheidung für die stationäre Pflege, die in 
manchen Fällen durch ein verbessertes Leistungsangebot der Pflege- 
versicherung bei häuslicher Pflege vermieden werden könnte. 

In die gleiche Richtung geht zum Beispiel das Votum der Kommission 
„Soziale Sicherheit“ - Zur Reform der sozialen Sicherungssysteme - 
unter Leitung des früheren Bundespräsidenten Roman Herzog. Sie 
kritisierte, dass die Leistungen für vollstationäre Pflege bei Pflegestu- 
fe I und II deutlich höher sind als für häusliche Pflege und forderte 
die Spreizung zwischen den Leistungen für ambulante und stationäre 
Pflege „mindestens deutlich abzuflachen“. 
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38. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Wie viele ehemalige DDR-Staatsbedienstete 
erhalten Rentenzahlungen aus den Einnahmen 
des Solidaritätszuschlages, und auf welche Hö- 
he belaufen sich die damit verbundenen Aus- 
gaben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 17. Februar 2004 

Für ehemalige DDR-Staatsbedienstete bestand wie für zahlreiche an- 
dere Berufsgruppen auch neben der allgemeinen Sozialversicherungs- 
pflicht in der Regel eine Mitgliedschaft in einem entsprechenden Zu- 
satz- oder Sonderversorgungssystem. Die Ansprüche und Anwart- 
schaften aus den Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der DDR 
sind - wie im Einigungsvertrag von 1990 festgelegt - mit dem Renten- 
überleitungsgesetz zum 1. Januar 1992 in die gesetzliche Rentenver- 
sicherung überführt worden. 

Die Kosten für die Zusatzversorgungssysteme sind im Einzelplan 15 
und für die Sonderversorgungssysteme im Einzelplan 33 des Bundes- 
haushaltsplans veranschlagt. Ein Teil der Ausgaben des Bundes wird 
von den neuen Ländern erstattet. Die aus dem Bundeshaushalt zu leis- 
tenden Ausgaben werden entsprechend dem Grundsatz der Gesamt- 
deckung (§ 8 Bundeshaushaltsordnung) aus allen Einnahmen des Bun- 
des gedeckt; eine besondere Zweckbindung der Einnahmen aus dem 
Solidaritätszuschlag besteht entgegen Ihrer Annahme nicht. 

In den 27 Zusatzversorgungssystemen der ehemaligen DDR waren 
nicht nur hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparates, sondern 
auch Ärzte, Künstler, Pädagogen, hauptamtliche Mitarbeiter des 
FDGB und der Parteien sowie Angehörige zahlreicher anderer Be- 
rufsgruppen versichert. Die Gesamtzahl der Zahlfälle liegt nach Anga- 
ben des Bundesversicherungsamts bei rund 590 000 (Stand: Dezember 
2003; vorläufig). Die Ist-Ausgaben für die Überführung der Zusatzver- 
sorgungssysteme belaufen sich für das Jahr 2003 auf 2,5 Mrd. Euro. 
Die neuen Länder haben hiervon dem Bund einen Betrag von rund 
1,6 Mrd. Euro erstattet. 

Sonderversorgungssysteme bestehen für die Angehörigen der Natio- 
nalen Volksarmee, der Deutschen Volkspolizei, der Feuerwehr, des 
Strafvollzugs, der Zollverwaltung und des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit/Amtes für Nationale Sicherheit. Die Anzahl der Zahlfälle 
liegt hier nach Angaben des Bundesversicherungsamts bei rund 
290 000 (Stand: Dezember 2003; vorläufig). Die Ist-Ausgaben für die 
Überführung der Sonderversorgungssysteme belaufen sich für das 
Jahr 2003 auf 1,5 Mrd. Euro. Für Leistungen an Angehörige der ehe- 
maligen Deutschen Volkspolizei, der Feuerwehr und des Strafvollzugs 
sowie ihrer Hinterbliebenen haben die neuen Länder dem Bund einen 
Betrag von 7 1 7 Mio. Euro erstattet. 


39. Abgeordnete 

Hildegard 

Müller 

(CDU/CSU) 


Welche Folgen für das Augenoptiker-Hand- 
werk sieht die Bundesregierung angesichts der 
sich zwischen Vertretern von Augenärzten und 
Bundesregierung unterscheidenden Rechtsauf- 
fassung über die Zurechnung von Augenglas- 
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bestimmung und Brillenverordnung als eine 
Leistung der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung - insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass Bundesgerichtshof und Bundessozialge- 
richt eine Gleichbehandlung bei der Abrech- 
nungsfähigkeit der Augenglasbestimmung zwi- 
schen Augenoptiker und Augenarzt festgestellt 
haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 20. Januar 2004 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Modernisiemngsgesetz - GMG) wird 
der Leistungsanspruch bei der Versorgung mit Sehhilfen ab dem 
1. Januar 2004 auf Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres sowie auf schwer sehbeeinträchtigte Versicherte 
begrenzt. 

Die am 1. Januar 2004 in Kraft getretenen Hilfsmittel-Richtlinien 
sehen vor, dass die Verordnung von Sehhilfen zur Verbesserung der 
Sehschärfe und therapeutischer Sehhilfen zu Lasten der gesetzlichen 
Krankenversicherung nur aufgrund einer augenärztlichen Unter- 
suchung erfolgen kann. 

Dies gilt nicht für Sehhilfen zur Verbesserung der Sehschärfe bei 

- Folgeverordnungen nach Vollendung des 14. Lebensjahres, sofern 
nicht aufgrund einer auffälligen Veränderung der Sehschärfe seit 
der letzten Verordnung die Gefahr einer Erkrankung des Auges be- 
steht und keine schwere Sehbeeinträchtigung (. . .) vorliegt. 

- Ersatzbeschaffungen innerhalb von drei Monaten bei Kindern bis 
zur Vollendung des 14. Lebensjahres ohne Änderung der Refrak- 
tionswerte. 

Auf eine augenärztliche Untersuchung kann nach dem Wortlaut der 
Richtlinien nur in den o. g. Ausnahmefällen verzichtet werden. Opti- 
ker geben in diesen Ausnahmefällen die in die Leistungspflicht fallen- 
den Sehhilfen ohne eine entsprechende augenärztliche Untersuchung 
ab und führen ggf. das zur Bestimmung der Sehschärfe notwendige 
Verfahren durch. Ob beziehungsweise inwieweit dabei von den Kran- 
kenkassen eine Vergütung an die Optiker zu entrichten ist, richtet sich 
nach den Verträgen gemäß § 127 SGB V zwischen den Krankenkas- 
sen und Leistungserbringern. 

Eine Vergütung der Optiker durch die Krankenkassen für die Feststel- 
lung der Sehschärfe bei Sehhilfen, die nicht mehr in die Leistungs- 
pflicht der gesetzlichen Krankenversicherung fallen, ist nach Auffas- 
sung der Bundesregierung nicht zulässig. 

Zu welchen Konditionen Optiker zukünftig Brillen an Kunden abge- 
ben, die keinen Anspruch auf eine Sehhilfenversorgung im Rahmen 
der gesetzlichen Krankenversicherung haben, ist zwischen dem Opti- 
ker und dem jeweiligen Kunden privatrechtlich zu vereinbaren. 
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Negative Folgen für das Augenoptikerhandwerk sind deshalb für die 
Bundesregierung nicht ersichtlich. 


40. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, 
wo und in welchen Einrichtungen Kurse zur 
medizinischen Rehabilitation und Trainings- 
maßnahmen für erblindete Menschen durchge- 
führt werden? 


41. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wer ist der Kostenträger solcher Ein- 
richtungen bzw. der von diesen Einrichtungen 
angebotenen Kurse, und sind der Bundesregie- 
rung Fälle bekannt, nach denen es wegen der 
Unklarheit des zuständigen Trägers zur Ein- 
stellung der Finanzierung solcher Kursangebo- 
te kam? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 12. Januar 2004 

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation für erblindete Menschen 
werden in den Blinden- und Sehbehindertenzentren in Saulgrub, Bad 
Meinberg und Osterrode durchgeführt. In Saulgrub und Osterrode 
sind Leistungsträger die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
die Landesversicherungsanstalten und die gesetzlichen Krankenkas- 
sen, in Bad Meinberg nur die Krankenkassen. In den Verträgen der 
Rehabilitationsträger mit den Rehabilitationseinrichtungen ist gere- 
gelt, dass die Rehabilitationsleistungen für erblindete Menschen auch 
die Schulung in „lebenspraktischen Fertigkeiten“ (LPF) umfassen. 
LPF-Training selbst, das nicht im Rahmen von Leistungen zur medizi- 
nischen Rehabilitation erbracht wird, gehört entweder zur „blinden- 
technischen Grundausbildung“, die im Rahmen der Leistungen zur 
Teühabe am Arbeitsleben von den dafür zuständigen Rehabilitations- 
trägern erbracht wird, oder zu den Leistungen zur Teilhabe am Leben 
in der Gemeinschaft nach § 55 SGB IX, für die die jeweiligen Sozial- 
hüfeträger zuständig sind, wenn keine Leistungspflicht vorrangiger 
Sozialleistungsträger vorliegt. 

Die Kosten der in Bad Meinberg angebotenen Grundkurse in lebens- 
praktischen Fertigkeiten wurden früher von den Sozialhüfeträgern 
übernommen; die Blindenselbsthilfe übernahm ergänzende Leistun- 
gen. Seit Inkrafttreten des SGB IX sehen einige Sozialhüfeträger ihre 
Zuständigkeit für diese Schulung nicht mehr als gegeben. In Erwar- 
tung einer gerichtlichen Klärung hat der Lippische Blindenverein 
e. V., der auch Träger der Einrichtung für Rehabilitationskurse für 
Späterblindete ist, für die Kosten dieser Kurse gebürgt. 

Wegen der Zuständigkeitsprobleme können derzeit keine Grundkurse 
in Bad Meinberg durchgeführt werden. Die Bundesregierung wird 
darauf hinwirken, dass sich die Leistungsträger entsprechend den ge- 
setzlichen Vorgaben auf eine Leistungserbringung einigen und benö- 
tigte Kurse durchgeführt werden können. 
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42. Abgeordneter Trifft es zu, dass es durch das GKV-Moderni- 

Siegfried sierungsgesetz (GMG) möglich ist, patentge- 

Scheffler schützte Arzneimittel unter Festbetrag zu stel- 

(SPD) len, sobald drei Präparate einer Substanzklasse 

auf dem Markt sind, und unterstützt die 
Bundesregierung die Einschätzung, dass durch 
diese Neuregelung der wesentliche Inhalt der 
7. Novelle zum Fünften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V) - die Einführung der Patentschutz- 
klausel - rückgängig gemacht und die Preisbil- 
dungsfreiheit für innovative Arzneimittel aus- 
gehöhlt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 16. Februar 2004 

Mit der Neuregelung des § 35 Abs. la Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 
wird die Freistellung der patentgeschützten Arzneimittel von der Bil- 
dung eines Festbetrages, die in der Novelle zum Fünften Buch Sozial- 
gesetzbuch eingeführt wurde, rückgängig gemacht. Die Preisbildung 
bleibt für Arzneimittel durch den Hersteller in Deutschland allerdings 
weiterhin frei. Durch die Festbeträge wird ausschließlich die Höhe der 
Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung konkretisiert. 


43. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Wie wird im Bundesausschuss der Ärzte und 
Krankenkassen bei den Anhörungen zur 
Gruppenbildung sichergestellt, dass die Grup- 
penbildung zwischen patentfreien und patent- 
geschützten Arzneimitteln differenziert wird 
und eine Abgrenzung der Stufen der Festbe- 
tragsregelung auch dann eingehalten wird, 
wenn das zuerst in Verkehr gebrachte Arznei- 
mittel patentfrei geworden ist? 


44. Abgeordneter 

Siegfried 

Scheffler 

(SPD) 


Wie wül die Bundesregierung gewährleisten, 
dass Arzneimittel, die noch unter Patentschutz 
stehen, nicht inhomogen werden durch die 
Einbeziehung generikafähiger Wirkstoffe, 
wenn sie künftig eigene Festbetragsgruppen 
der Stufe 2 (für Arzneimittel mit pharmakolo- 
gisch-therapeutisch vergleichbaren Stoffen) bil- 
den, und wie will die Bundesregierung den the- 
rapeutischen Unterschieden der verschiedenen 
Arzneimittel bei der Gruppenbildung gerecht 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 16. Februar 2004 

Der Gesetzgeber hat den Gemeinsamen Bundesausschuss damit 
beauftragt, die Festbetragsgruppen zu beschließen. Das Gremium ist 
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gehalten, seine Entscheidungen entsprechend der gesetzlichen Vor- 
gaben zu treffen. Insbesondere ist das Gremium gehalten, tragende 
Grundsätze und Kriterien in nachvollziehbarer Weise offen zu legen. 


45. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung zu, dass die Bil- 

Siegfried düng sehr breiter Festbetragsgruppen - bei 

Scheffler Nichteinbeziehen der in Frage 44 spezifizier- 

(SPD) ten Aspekte - das Bestreben einer nachhalti- 

gen Sicherung des Forschungsstandortes 
Deutschland konterkarieren würde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 16. Februar 2004 

Der Gesetzgeber hat in der Regelung des § 35 Abs. 1 und la SGB V 
die Voraussetzungen für die Zusammenfassung von Arzneimitteln zu 
Festbetragsgruppen geregelt. Voraussetzung für die Gruppenbildung 
in der Festbetragsstufe 2 ist eine pharmakologisch-therapeutische Ver- 
gleichbarkeit der Wirkstoffe. Arzneimittel, deren Wirkungsweise neu- 
artig ist und die eine therapeutische Verbesserung auch wegen gerin- 
gerer Nebenwirkungen darstellen, sind von der Gruppenbildung aus- 
genommen. Durch diese Regelungen wird erreicht, dass echte Innova- 
tion weiterhin nicht in die Festbeträge einbezogen werden. Der Anreiz 
für Unternehmen, neuartige Arzneimittel zu entwickeln, bleibt damit 
erhalten. 


46. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass der 
Bundes-Bewertungs-Ausschuss der Kassenärzt- 
lichen Vereinigung im ärztlichen Feistungska- 
talog das gesamte Kapitel „Kinder- und Ju- 
gendheilkunde“ ersatzlos gestrichen hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 17. Februar 2004 

Der Bewertungsausschuss hat den gesetzlichen Auftrag, die im Ein- 
heitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) aufgeführten abrechnungsfähi- 
gen Feistungen in Feistungen der hausärztlichen und Feistungen der 
fachärztlichen Versorgung zu gliedern (§87 Abs. 2a Satz 5 Sozialge- 
setzbuch V). Der entsprechende Beschluss ist vom Bewertungsaus- 
schuss erstmals bis zum 30. Juni 2004 zu treffen. 

Die Feistungen der Kinder- und Jugendmedizin sind nach den gesetz- 
lichen Vorgaben dem hausärztlichen Versorgungsbereich zugeordnet. 
Bisher waren die Feistungen der Kinder- und Jugendmedizin im haus- 
ärztlichen Kapitel mit den hausärztlichen Feistungen in einheitlichen 
Gebührenordnungspositionen zusammengefasst. Für die spezifischen 
Feistungen der Kinder- und Jugendmedizin waren hierzu einige Un- 
terabschnitte vorgesehen. 

Aufgrund der aktuellen Entwicklungen, wie z. B. der Änderung der 
Weiterbildungsordnung im Mai letzten Jahres, wurde für die entspre- 
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chend qualifizierten Kinder- und Jugendärzte mit Schwerpunkt- 
bezeichnung eine Abrechnungsmöglichkeit in den Fachkapiteln, wie 
z. B. Neurologie oder Innere Medizin geschaffen. Außerdem hat der 
Bewertungsausschuss in seiner Sitzung am 29. Januar 2004 entschie- 
den, dass die hausärztlichen Leistungen der Kinder- und Jugend- 
medizin im neuen Einheitlichen Bewertungsmaßstab in einem eigen- 
ständigen Kapitel dargestellt werden sollen. 


47. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung diese Maß- 
nahme, oder welche Schritte wird sie einleiten, 
um eine qualifizierte und medizinische Versor- 
gung von Kindern und Jugendlichen bis 18 
Jahren in Deutschland zu garantieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 17. Februar 2004 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung ist 
nicht befugt, auf Beschlüsse des Bewertungsausschusses einzuwirken, 
sofern die gesetzlichen Vorgaben beachtet werden. Zurzeit liegen 
keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die Beratungen im Bewertungs- 
ausschuss über die künftige EBM-Systematik auf Verstöße gegen 
gesetzliche Vorgaben hinausliefen und eine qualifizierte medizinische 
Versorgung von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren gefähr- 
deten. 


48. Abgeordneter 

Andreas 

Storm 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
§ 194 Abs. la Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V) für gesetzliche Krankenkassen auch 
die Möglichkeit umfasst, ihren Versicherten 
den Abschluss einer privaten Sterbegeldver- 
sicherung zu vermitteln? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 19. Februar 2004 

§194 Abs. la SGB V eröffnet den gesetzlichen Krankenkassen die 
Möglichkeit, den Abschluss privater Zusatzversicherungen zwischen 
ihren Versicherten und privaten Krankenversicherungsunternehmen 
zu vermitteln. Da Zusatzsterbegeldversicherungen von privaten Kran- 
kenversicherungsunternehmen nicht angeboten werden dürfen - dies 
ist den Lebensversicherungsgesellschaften Vorbehalten (Gebot der 
Spartentrennung) - dürfen gesetzliche Krankenkassen entsprechende 
Verträge nicht vermitteln. 


49. Abgeordneter 

Andreas 

Storm 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass nach 
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
Betriebsrenten auch dann mit dem vollen 
Zahlbetrag mit Beiträgen zur gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) und zur sozialen 
Pflegeversicherung zu belegen sind, wenn ein 
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Teil dieser Betriebsrente aufgrund eines 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs an 
den geschiedenen Ehegatten ausgezahlt wer- 
den muss, und dass dieser Teil der Betriebs- 
rente dann beim geschiedenen Ehegatten ein 
zweites Mal mit Beiträgen belegt wird, wenn 
der geschiedene Ehegatte freiwilliges Mitglied 
in der GKV ist? 


50. Abgeordneter 

Andreas 

Storm 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die zweifa- 
che Belegung von Betriebsrenten mit Beiträgen 
zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur 
sozialen Pflegeversicherung, wenn ein Teil der 
Betriebsrente im Rahmen eines schuldrechtli- 
chen Versorgungsausgleichs an den geschiede- 
nen Ehegatten ausgezahlt wird, der freiwilliges 
Mitglied in der GKV ist, aus verfassungsrecht- 
licher Sicht und im Hinblick auf die Beitrags- 
gerechtigkeit? 


51. Abgeordneter 

Andreas 

Storni 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, durch ge- 
setzliche Maßnahmen sicherzustellen, dass bei- 
tragspflichtiges Einkommen der Versicher- 
ten zum selben Zeitpunkt stets nur einmal mit 
Beiträgen zur GKV und zur sozialen Pflege- 
versicherung belegt wird und eine doppelte 
Verbeitragung desselben Einkommens bei ver- 
schiedenen Versicherten ausgeschlossen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 19. Februar 2004 

Ja. Der Bundesregierung ist die dargestellte Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts und deren Auswirkungen bekannt. 

Die von der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts bestätigte Bei- 
tragsbemessung aus Versorgungsbezügen, die im Rahmen eines 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs gezahlt werden, entspricht 
dem in der gesetzlichen Krankenversicherung und der sozialen 
Pflegeversicherung allgemein geltenden Bruttoprinzip. Die bruttoein- 
nahmenbezogene Beitragsbemessung stellt nicht auf die tatsächlichen 
Vermögensverhältnisse, die nach Abzug etwaiger Verbindlichkeiten 
verbleiben, ab, sondern auf die Bruttoeinnahmen vor Abzug privater 
Verpflichtungen. Damit wird dem Grundsatz, dass bei der Beitragsbe- 
messung die gesamte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des freiwillig 
Versicherten zu berücksichtigen ist, Rechnung getragen. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat bereits 1986 entschieden, dass die bruttobezo- 
gene Beitragsbemessung in der gesetzlichen Krankenversicherung mit 
dem Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 Abs. 1 des Grundgesetzes 
vereinbar ist. Die bruttobezogene Beitragsbemessung führt im Rah- 
men des schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs dazu, dass Einnah- 
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men auch insoweit beitragspflichtig bleiben, als sie an den geschiede- 
nen Ehepartner abgetreten worden sind. 

Die Bundesregierung hält die durch die Rechtsprechung des Bundes- 
sozialgerichts bestätigte Beitragsbemessung aus Versorgungsbezügen 
im Rahmen des schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs im Hinblick 
auf die Beitragsgerechtigkeit für geboten und sieht unter Berücksichti- 
gung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts keine verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken hiergegen. 

Die Bundesregierung plant keine Änderung der dargelegten Rechts- 
lage. 


52. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
es durch den Wegfall der klar definierten 
„besonderen Einkommensgrenzen“ nach § 81 
Abs. 2 des alten Bundessozialhilfegesetzes 
zu einer deutlichen Verschlechterung der 
Einkommenssituation behinderter Menschen 
kommen kann, und wie beurteilt die Bundesre- 
gierung die Auswirkung auf die Arbeits- und 
Lernmotivation behinderter Mitbürgerinnen 
und Mitgbürger? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 13. Februar 2004 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, dass es durch den Weg- 
fall der besonderen Einkommensgrenze nach § 81 Abs. 2 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes (BSHG) zu einer deutlichen Verschlechterung der 
Einkommenssituation behinderter Menschen kommen wird. Die be- 
reits geltende Regelung des § 84 BSHG, dass in den Fällen, in denen 
das zu berücksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze über- 
steigt, die Aufbringung der Mittel nur in angemessenem Umfang zu- 
zumuten ist, wird in § 87 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) dahin gehend erweitert, dass künftig auch die Art oder 
Schwere der Behinderung oder Pflegebedürftigkeit zu berücksichtigen 
ist. 

Ausdrücklich klargestellt ist, dass schwerstpflegebedürftigen und blin- 
den Menschen insoweit die Anrechnung von mindestens 60% des 
übersteigenden Einkommens nicht zuzumuten ist. 

Durch den Wegfall der besonderen Einkommensgrenze wird die Vor- 
schrift des § 87 SGB XII eine größere Bedeutung erlangen und zu ein- 
zelfallgerechten Entscheidungen führen. Solche einzelfallgerechten 
Entscheidungen können auch die Arbeits- und Lernmotivation behin- 
derter Menschen stärken. Im Übrigen ist daraufhinzuweisen, dass die 
neue einheitliche Einkommensgrenze, die ein Mindestwert ist, über 
der allgemeinen Einkommensgrenze des § 79 BSHG liegt und ein Teil 
der leistungsberechtigten Menschen schon deswegen besser gestellt 
wird. 
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53. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
kung der Absenkung des „einzusetzenden Ver- 
mögens“ nach § 85 Zwölftes Buch Sozial- 
gesetzbuch (SGB XII) auf die wirtschaftliche 
Eigenständigkeit behinderter Mitbürgerinnen 
und Mitbürger? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 13. Februar 2004 

Das einzusetzende Vermögen wird nunmehr in § 90 SGB XII geregelt. 
Die Vorschrift übernimmt im Wesentlichen inhaltsgleich den bisheri- 
gen § 88 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG). Abgesenkt wurde 
lediglich der bisher geltende Freibetrag gemäß § 1 Abs. 1 Buchstabe b 
der Verordnung zu § 90 Abs. 2 Nr. 9 des Zwölften Buches Sozialge- 
setzbuch in Höhe von 4 091 Euro, der nur für wenige Fälle (Empfän- 
ger von Blindenhilfe gemäß § 67 BSHG und Schwerstpflegebedürftige 
gemäß § 69a Abs. 3 BSHG) in Betracht gekommen ist und zuneh- 
mend als unbegründet angesehen wurde. Im Gegenzug wurde dafür 
der Freibetrag bei der Hilfe zum Lebensunterhalt deutlich auf 1 600 
Euro (bisher 1 279 Euro) bzw. auf 2 600 Euro (bisher 2 301 Euro) bei 
Personen erhöht, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, voll erwerbs- 
gemindert im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung sind oder 
vergleichbare Invalidenrenten erhalten. 


54. Abgeordneter 

Willi 

Zylajew 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Aufwendungen für die 
krankheitsbedingte Unterbringung eines Ange- 
hörigen in einem Altenpflegeheim, die der 
3. Senat des Bundesfinanzhofes mit Urteil vom 
24. Februar 2000 (Aktenzeichen III R 80/97) 
als Krankheitskosten bezeichnet hat, bei der 
Berechnung der Belastungsgrenze für Zuzah- 
lungen, die das Gesetz zur Modernisierung der 
gesetzlichen Krankenversicherung vorsieht, 
nicht berücksichtigt werden, und wenn dies 
zutrifft, inwieweit sieht die Bundesministerin 
für Gesundheit und Soziale Sicherung, Ulla 
Schmidt, darin einen Widerspruch? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 19. Februar 2004 

Bei der Berechnung der Belastungsgrenzen für die Befreiung von Zu- 
zahlungen sind die jährlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt 
des Versicherten und seiner im gemeinsamen Haushalt lebenden An- 
gehörigen zu berücksichtigen. Maßgeblich ist also das Familienbrutto- 
einkommen, wobei für jeden im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Angehörigen ein Freibetrag in Abzug gebracht wird. Bruttoeinnah- 
men zum Lebensunterhalt sind grundsätzlich alle finanziellen Einnah- 
men des Versicherten und seiner im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Angehörigen, die zur Bestreitung des Lebensunterhalts verwendet 
werden können. Unberücksichtigt bleiben die im Gesetz ausdrücklich 
genannten Grundrenten, die zum Ausgleich eines schädigungsbeding- 
ten Mehraufwands gezahlt werden. Belastungen des Versicherten, wie 
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z. B. Aufwendungen für die krankheitsbedingte Unterbringung eines 
Angehörigen in einem Altenpflegeheim, werden nicht in Abzug 
gebracht. Diese Rechtslage zur Berechnung der Belastungsgrenzen 
bestand bereits vor Inkrafttreten des GKV-Modernisierungsgesetzes 
und ist hierdurch nicht geändert worden. An dem im Recht der gesetz- 
lichen Krankenversicherung geltenden Bruttoprinzip wird fest- 
gehalten. Das Bruttoeinkommen wird regelmäßig als Maßstab der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Versicherten auch bei der 
Beitragsbemessung herangezogen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


55. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Welches finanzielle Volumen hat der in der 
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretä- 
rin beim Bundesminister für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen, Angelika Mertens, vom 
2. Februar 2004, auf meine schriftliche Fra- 
ge 173 auf Bundestagsdrucksache 15/2512 ge- 
nannte Beratungsauftrag der Morgan Stanley 
Bank AG für das Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen zu Fragen 
der Kapitalmarktfähigkeit der Deutsche Bahn 
AG, und wie lautet die Aufgabenbeschreibung 
im Einzelnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 17. Februar 2004 

Die Morgan Stanley Bank AG wurde vom Bundesministerium der 
Finanzen und dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen mit der Beratung des Bundes zur Feststellung der Kapi- 
talmarktfähigkeit der Deutsche Bahn AG (DB AG) beauftragt. Die 
Aufgaben umfassen die belastbare Analyse und kritische Bewertung 
der betriebswirtschaftlichen Situation der DB AG, die Prüfung der fi- 
nanzwirtschaftlichen Voraussetzungen eines eventuellen Börsenganges 
der DB AG und die Erarbeitung konkreter Lösungsansätze für sich 
daraus ergebende Einzelfragen. 

Aus den in den Vorbemerkungen zur Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU „Vergabepraxis und Kosten externer 
Berater der Bundesregierung“ auf Bundestagsdrucksache 15/2458 
genannten Gründen der Schutzwürdigkeit der Daten werden keine 
Angaben zum Honorar des Beraters gemacht. 


56. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Bis zu welchem Zeitpunkt wird nach Einschät- 
zung der Bundesregierung der geplante und in 
Bau befindliche Ausbau der Ortsumgehung 
Graben-Neudorf (Bundesstraße B 36) voraus- 
sichtlich abgeschlossen sein, und wann sollte - 
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gemäß dem Stand der Planungen vor dem 
Ausfall der für die Straßenbauprojekte des 
Bundes vorgesehenen Einnahmen aus der 
LKW-Maut - der Bau abgeschlossen sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Dezember 2003 

Die zeitliche Verschiebung der Erhebung der Lkw-Maut soll nicht zu 
Lasten der Realisierung von Verkehrsinfrastruktur gehen. Über kon- 
krete Baudispositionen kann erst nach Verabschiedung des Bundes- 
haushaltes 2004 und in Abstimmung mit dem Land Baden-Württem- 
berg entschieden werden. 

Der Weiterbau der Ortsumgehung Graben-Neudorf im Zuge der Bun- 
desstraße B 36 ist sichergestellt. Die Planungen für die Ortsumgehung 
sahen für den Fertigstellungstermin Ende 2006 bzw. Anfang 2007 vor. 
Dieser Termin kann nach derzeitigem Kenntnisstand auch gehalten 
werden. 


57. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Steht die im Leserbrief „Der Bund und der 
Fall „Toll Collect““ (Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 20. Januar 2004) behauptete 
Konzernbildung von Bund und Deutscher 
Telekom AG der Geltendmachung von Scha- 
densersatzansprüchen wegen der nicht frist- 
gerechten Bereitstellung des Mautsystems ent- 
gegen, und falls nein, warum nicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 16. Februar 2004 

Der Umstand, dass der Bund als beherrschendes Unternehmen der 
Deutschen Telekom AG im Sinne des Aktienrechts anzusehen ist, 
steht der Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen gegenüber 
Toll Collect wegen verspäteter Inbetriebnahme des Mautsystems nicht 
entgegen. Da der Abschluss des Betreibervertrages nach Durch- 
führung des Vergabeverfahrens für Toll Collect aus damaliger Sicht 
ein angemessenes Verhältnis von Leistungen und Gegenleistungen 
vorsah, rechtfertigt die Nichterfüllung des Betreibervertrags auch 
Schadensersatzansprüche des Bundes gegenüber Toll Collect. 


58. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass der frühere beamtete Staats- 
sekretär im Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen (BMVBW), 
Matthias Machnig, anschließend beratend für 
das BMVBW tätig war oder ist, und wenn ja, 
was sind/waren seine konkreten Aufgaben? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 16. Februar 2004 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
am 23. Februar 2003 einen Workshop zu verkehrspolitischen Themen 
veranstaltet, an dem unter anderem auch Staatssekretär a. D. Matthias 
Machnig, damals geschäftsführender Partner der BBDO Consulting 
GmbH, teilgenommen hat. Für die Vorbereitung, Teilnahme und die 
Auswertung des Workshops hat BBDO Consulting ein Honorar in 
Höhe von 5 800 Euro erhalten. 


59. Abgeordnete Warum macht die Bundesregierung trotz der 

Ursula städtebaulich sehr ähnlichen Struktur einen 

Heinen Unterschied hinsichtlich der Notwendigkeit 

(CDU/CSU) einer Einhausung zwischen des 8-spurigen Ab- 

schnitts der Bundesautobahn A 3 in den Berei- 
chen Köln-Merheim und Köln-Holweide, wo 
lediglich Lärmschutzanlagen ohne Einhausung 
angebracht werden, und des zukünftig 6-spuri- 
gen Abschnitts der Bundesautobahn A 1 im 
Bereich von Köln-Weiden und Köln-Junkers- 
dorf, wo ab 2005 mit dem Bau einer Ein- 
hausung des Autobahnabschnittes begonnen 
werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 12. Februar 2004 

Beide angesprochenen Maßnahmen erhalten im Zuge des Ausbaus 
auf der Grundlage des Bundes-Immissionsschutzgesetzes Lärmschutz- 
maßnahmen nach den gleichen Bemessungskriterien für die Lärmvor- 
sorge. Zur Gewährleistung des gesetzlichen Schutzniveaus ist im 
Bereich Köln-Weiden und Köln-Junkersdorf im Planfeststellungsbe- 
schluss vom 15. September 1999 für den Ausbau der Bundesautobahn 
A 1 der Lärmschutz durch eine Einhausung festgestellt worden. Beim 
Ausbau der Bundesautobahn A3 in den Bereichen Köln-Merheim 
und Köln-Holweide kann der gesetzlich erforderliche Lärmschutz 
auch ohne Einhausung mit konventionellen Lärmschutzanlagen er- 
reicht werden. 


60. Abgeordnete Wird die Bundesregierung aus der Ankündi- 

Ursula gung des nordrhein-westfälischen Finanzminis- 

Heinen ters Jochen Dieckmann auf dem Neujahrsemp- 

(CDU/CSU) fang der SPD Köln-Porz am 5. Februar 2004, 

die Umgehungsstraße Köln-Porz-Zündorf in 
den Landesverkehrswegeplan aufzunehmen 
(vgl. Kölner Stadt-Anzeiger vom 7. Februar 
2004) und damit den Anschluss der Umge- 
hungsstraße an die Bundesautobahn A 59 zu fi- 
nanzieren, nun auch den Ausbau der Bundes- 
autobahn A 59 vorantreiben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 19. Februar 2004 

Die Planungen für den Ausbau der Bundesautobahn A59 im Ab- 
schnitt Autobahndreieck Porz bis Anschlussstelle Lind laufen unab- 
hängig von einer Umgehungsstraße Köln-Porz-Zündorf im Zuge 
einer Landesstraße. 


61. Abgeordneter 

Rudolf 

Kraus 

(CDU/CSU) 


Ist die Aussage in der „Mittelbayerischen Zei- 
tung“ vom 19. Januar 2004 richtig, dass, wenn 
die Mittel aus der Lkw-Maut im Februar noch 
nicht fließen, die Bundesregierung umgehend 
eine Entsperrung von Geldern vornehmen 
wird, um den dringend notwendigen Weiter- 
bau der Bundesautobahn A6 realisieren zu 
können? 


62. Abgeordneter 

Rudolf 

Kraus 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, bezieht sich diese Entsperrung für 
den Weiterbau der Bundesautobahn A 6 auch 
auf die notwendigen Mittelbereitstellungen für 
den Lückenschluss der A6 im Bereich von 
Amberg-Ost/Pfreimd? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 16. Februar 2004 

Die Bundesregierung ist sich der Dringlichkeit der Finanzierung von 
Verkehrswegeinvestitionen bewusst und arbeitet an Lösungen. Dies 
schließt Bemühungen um eine Aufhebung der bestehenden Haushalts- 
sperre ein. 


63. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Wie wirkt sich zeitlich und finanziell die erheb- 
liche Verzögerung und auf unbestimmte Zeit 
verschobene Erhebung der Lkw-Maut auf den 
für die Bürger und die Wirtschaft wichtigen 
zwei- bzw. viergleisigen Ausbau der Bahnstre- 
cke München-Ost-Markt-Schwaben-Mühldorf 
am Inn aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 18. Februar 2004 

Im Bereich der Bedarfsplanvorhaben ist eine Priorisierung hinsichtlich 
der Realisierung vorzunehmen. Diese zwischen der Deutsche Bahn 
AG und dem Bund abzustimmende Priorisierung ist bisher noch nicht 
abgeschlossen. Insofern kann die Frage, ob die Ausbaustrecke Mün- 
chen-Mühldorf hiervon betroffen sein wird, zurzeit nicht beantwortet 
werden. 
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64. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung die Auflegung eines 
Lärmschutzprogramms für besonders belastete 
Bundesstraßen, und wenn ja, ist die Aufnahme 
der Bundesautobahn A 73 im Bereich der Stadt 
Erlangen vorgesehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 18. Februar 2004 

Bereits seit 1978 gewährt die Bundesregierung Lärmschutz an be- 
stehenden Bundesfernstraßen nach den Grundsätzen der Lärmsanie- 
rung. Die Bundesregierung ist entsprechend den Aussagen in der Ko- 
alitionsvereinbarung und in der Strategie für eine nachhaltige Ent- 
wicklung weiterhin bemüht, die Lärmsituation an Bundesautobahnen 
zu verbessern. 

Dabei wird zurzeit geprüft, inwieweit kurzfristige Maßnahmen ebenso 
wie mittelfristig bis langfristig umzusetzende Minderungsmaßnahmen 
in Betracht kommen. Inwieweit dann entsprechende Lärmsanierungs- 
maßnahmen im Bereich der Stadt Erlangen möglich sind, kann zurzeit 
nicht beantwortet werden. 


65. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie wird die Bundesregierung die am 3. De- 
zember 2003 vorgelegte dritte EU-Führer- 
scheinrichtlinie (KOM (2003) 612) hinsichtlich 
der Regelungen für das zukünftige Führen von 
Caravans (Wohnwagen) ab 0,75 t und Motor- 
caravans (Wohmobile) bis 4,5 t in deutsches 
Recht umsetzen, und wie plant die Bundesre- 
gierung in diesem Zusammenhang, wirtschaft- 
lichen Schaden von der deutschen Caravan- 
industrie abzuwenden, der dieser durch die 
bei Eins-zu-eins-Umsetzung der EU-Richtlinie 
wegen der damit verbundenen Pflicht für alle 
Caravan- und Motorcaravanfahrer zum Er- 
werb des zusätzlichen E-Führerscheins droht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 18. Februar 2004 

Die Bundesregierung steht dem Vorschlag der Kommission zum Füh- 
ren von Caravans ablehnend gegenüber. Über eine Übernahme in 
deutsches Recht ist derzeit aber nicht zu entscheiden, da die Beratun- 
gen über den Vorschlag der Europäischen Kommission gerade begon- 
nen haben. Zunächst wird sich das Europäische Parlament mit dem 
Vorschlag befassen. Der Bundesregierung ist bekannt, dass sich die 
Caravanindustrie bereits mit dem Berichterstatter in Verbindung ge- 
setzt hat, um Änderungen des Vorschlags der Kommission zu errei- 
chen. Die Entscheidung des Europäischen Parlaments bleibt abzuwar- 
ten. 

In den Ratsarbeitsgruppen werden die Beratungen zu der Richtlinie 
erst nach der Sommerpause 2004 aufgenommen. Die Bundesregie- 
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rung steht in engem Kontakt mit der Caravanindustrie und wird auf 
eine für diese und die Verkehrssicherheit optimale Lösung hinwirken. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


66. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Welche Zielsetzung verfolgt die Bundesregie- 
rung mit dem Programm des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit „Förderung von Investitionen zur 
Verminderung von Umweltbelastungen im 
Ausland - Pilotprojekte Ausland“, und werden 
bei der Förderung von Projekten im Rahmen 
dieses Programms, wie zum Beispiel der Er- 
richtung eines Windparks im tschechischen 
Erzgebirge, Umweltverträglichkeit und Aus- 
wirkungen auf die touristische Attraktivität der 
Region geprüft? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 13. Februar 2004 

Mit dem Programm des Bundesministeriums für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (BMU) „Förderung von Investitionen 
zur Verminderung von Umweltbelastungen im Ausland - Pilotprojek- 
te Ausland“ sollen Umweltschutzpüotprojekte in den Beitrittsländern 
(so genannte „Luxemburg- und Flelsinki-Gruppe“) finanziell unter- 
stützt werden. Dabei werden vor allem zwei Zielstellungen verfolgt: 

a) Unterstützung von Umweltschutzpilotprojekten, mit denen sich 
unmittelbare, grenzüberschreitende Umweltschutzeffekte für 
Deutschland erzielen lassen. 

b) Unterstützung von Umweltschutzpilotprojekten, bei denen unmit- 
telbar messbare grenzüberschreitende Wirkungen nicht im Vorder- 
grund stehen („Leuchtturmprojekte“/Phüosophietransfer). 

Hervorzuheben ist, dass mit diesem BMI J-Programm in erster Linie 
eine umweltpolitische Zielstellung und keine Infrastrukturverbesse- 
rung (wie z. B. bei entsprechenden EU-Programmen) verfolgt wird. 
Vor diesem Hintergrund lassen sich die Schwerpunkte der Förderung 
wie folgt zusammenfassen: 

Im Rahmen der unter Buchstabe a genannten Zielstellung werden 
Projekte finanziell unterstützt, mit denen zum Beispiel die Schadstoff- 
belastung von Grenzgewässern (Elbe, Oder, Ostsee u.Ä.) oder die 
Luftbelastung von Grenzregionen (Erzgebirge u.Ä.) unmittelbar und 
messbar reduziert werden kann. Dabei lassen sich bei solchen Projek- 
ten oft Synergieeffekte erzielen. Durch den Bau einer Abwasserbe- 
handlungsanlage in unmittelbarer Nähe der deutschen Grenze können 
deutsche Grenzgemeinden beispielsweise ihr Abwasser (meist zu güns- 
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tigen Konditionen) in der betreffenden Anlage mitbehandeln lassen 
und so erhebliche Investitionskosten sparen. 

Im Rahmen der unter Buchstabe b genannten Zielstellung sollen vor 
allem „Leuchtturmprojekte“ Wege für eine klimaschutzverträgliche 
wirtschaftliche Entwicklung in diesen Ländern aufzeigen. Dabei 
handelt es sich um Modellvorhaben, die in ihrer Gestaltung auf eine 
Multiplikatorwirkung, ausgerichtet sind. 

Das BMU hat seit 1992 für insgesamt 15 Umweltschutzpilotprojekte 
in der Tschechischen Republik, in der Republik Polen und in der 
Republik Lettland Lördermittel in Höhe von rund 64 Mio. Euro 
bereitgestellt. Als Beispiele seien nur die Kläranlage Gubin-Guben 
(Republik Polen) und die Nachrüstung der tschechischen Großkraft- 
werke in Prunerov/Brunnersdorf, Tisova/Eibenberg und Litvinov/ 
Leutensdorf mit Rauchgasentschwefelungsanlagen genannt. 

Entsprechende Projektvorschläge werden hier vor Bewilligung der 
Förderung hinsichtlich ihrer umweltpolitischen Zielstellung geprüft. 
Bei dem Projekt „Windpark Loucnä/ Wiesenthal“ im tschechischen 
Teil des Erzgebirges wurde auch eine Umweltverträglichkeitsstudie 
mit einem botanischen und einem geologischen Gutachten erstellt. 
Die Ergebnisse sind in die Baugenehmigung eingeflossen. 

Die Errichtung des Windparks in Loucnä/Wiesenthal wurde von der 
deutsch-tschechischen Umweltkommission unter Mitwirkung von Ver- 
tretern des Sächsischen Umweltministeriums und des Sächsischen 
Landesamtes für Umwelt und Geologie als neuntes von 26 priorisier- 
ten Projekten zur weiteren Verbesserung der Luftqualität in der Re- 
gion vorgeschlagen (s. „Aktionsprogramm Erzgebirge/Fichtelgebirge“ 
vom Oktober 2001). Er wird aus drei Anlagen eines deutschen Her- 
stellers mit einer installierten Leistung von insgesamt 1 800 kW be- 
stehen. 

Auf der sächsischen Seite des Erzgebirges wurde bereits in den neunzi- 
ger Jahren eine Reihe von zum Teü deutlich größeren Windparks in 
unmittelbarer Grenznähe zur Tschechischen Republik errichtet. Als 
Beispiel sei nur der sich in der Nähe von Oberwiesenthal befindliche 
Windpark in Jöhstadt genannt, der auch in zahlreichen Internetauftrit- 
ten als touristische Attraktion hervorgehoben wird. 


67. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Sind die durch das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
zum Zwecke des Klimaschutzes geförderten 
Windkraftanlagen in Loucnä (Tschechische 
Republik) Teil des mit insgesamt 145 Wind- 
kraftanlagen (plus 45 Anlagen in der zweiten 
Ausbaustufe) geplanten Windparks auf dem 
Erzgebirgskamm, und plant die Bundesregie- 
rung neben der Förderung von Windkraftanla- 
gen auch eine finanzielle Unterstützung der 
tschechischen Chemiebetriebe in Grenznähe, 
bei ihren Bemühungen zur Beseitigung von 
produktionsbedingten Geruchsbelästigungen 
und zur Verbesserung des Klimaschutzes? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 18. Februar 2004 

Das BMU fördert in der tschechischen Republik den Windpark in 
Loucnä/Wiesenthal. Der Windpark umfasst drei Anlagen eines deut- 
schen Herstellers mit einer installierten Leistung von insgesamt 1 800 
kW. Der Winpark Loucnä/Wiesenthal ist nicht Teil des Windparks 
nördlich von Chomutov/Komotau mit 180 Windenergieanlagen. Die 
Entfernung zwischen den beiden Windparks beträgt ca. 2 km. 

Das BMU hat aus umweltpolitischen Gründen die Nachrüstung der 
tschechischen Großkraftwerke in Pru nerov/Bru nnersdorf. Tisova/ 
Eibenberg und Litvinov/Leutensdorf mit Rauchgasentschwefelungs- 
anlagen gefördert. Zum Problem der Geruchsbelästigung im Erz- 
gebirge ist es zwischen tschechischer und deutscher Seite zu einer 
intensiven Zusammenarbeit gekommen. Ziel ist dabei die Identifizie- 
rung der Geruchsquellen und die Verbesserung der Luftqualität. Das 
BMU hat bereits mehrfach seine Bereitschaft bekundet, zur Vermin- 
derung der grenzüberschreitenden Geruchsbelastung auch eine Inves- 
titionsförderung bereitzustellen. Es wird nach erfolgreicher Identifizie- 
rung der Verursacher der Geruchsquellen und in Abhängigkeit von 
der Haushaltslage prüfen, inwieweit durch eine Förderung seitens des 
BMU eine Verbesserung u. a. der Luftqualität erreicht werden kann. 


68. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten (in Euro) sind bei der Publika- 
tion „Mehr wert: Ökologische Geldanlagen“ 
des Bundesministeriums für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (BMU) entstan- 
den (unterteilt nach Arbeitsstunden für das 
textliche Erstellen, Druck und Verbreitung 
inkl. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bzw. 
Werbung), und wer trägt im Einzelnen diese 
Kosten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 4. Februar 2004 

Die Broschüre „Mehr Wert: Ökologische Geldanlagen“ ist eine über- 
arbeitete Neuauflage einer im Jahr 2000 von BMU und Umweltbun- 
desamt (UBA) herausgegebenen Informationsschrift gleichen Titels, 
die aus einer Studie resultiert, die bereits im August 1998 vom UBA 
in Auftrag gegeben wurde. Die Kosten für die Aktualisierung des Tex- 
tes der Neuauflage betrugen rund 34 000 Euro. Für Druck und Layout 
waren rund 12 000 Euro erforderlich. Die Mittel wurden aus dem 
Haushalt des BMU bereitgestellt. Die Verbreitung erfolgt im Rahmen 
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit von BMU und UBA. Insofern 
lassen sich diese Kosten nicht detailliert angeben. Mittel für Werbung 
wurden nicht aufgewändet. 
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69. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass das BMU durch seine, wenn auch 
nur beispielhafte Beschreibung in „Mehr wert: 
Ökologische Geldanlagen“ für fünf ausländi- 
sche Wertpapiere (darunter zwei US-Unter- 
nehmen) mit Steuergeldern de facto Werbung 
macht, obgleich nach Auskunft der Bundes- 
regierung deutsche Unternehmen international 
führend hinsichtlich vieler Umwelttechnolo- 
gien sind (vgl. www.bmu.de), und macht die 
Bundesregierung außerhalb des Zuständig- 
keitsbereiches des BMU noch Werbung für 
weitere konkrete Geldanlagen und Wertpa- 
piere? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 4. Februar 2004 

Das BMU macht grundsätzlich keine Werbung für konkrete Geldan- 
lagen und Wertpapiere - weder in der Broschüre „Mehr Wert: Ökolo- 
gische Geldanlagen“ noch im Rahmen seiner sonstigen fachlichen 
bzw. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Die Broschüre gibt lediglich ei- 
nen Überblick über das am Markt vorhandene Spektrum von nachhal- 
tigen Anlagemöglichkeiten, erhebt aber ausdrücklich keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit und nimmt keine Bewertung von einzelnen Anla- 
gen vor. Dass eine Reihe von ausländischen Unternehmen als Bei- 
spiele für das breite Spektrum von Unternehmen, die im Umweltbe- 
reich tätig sind, genannt wird, trägt der Tatsache Rechnung, dass auch 
der Markt der ökologischen Geldanlagen ein im Wesentlichen interna- 
tionaler ist. Damit wird nicht in Frage gestellt, dass deutsche - über- 
wiegend mittelständische - Unternehmen im Bereich Umwelttechno- 
logien vielfach international führend sind. 


70. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass das BMU ohne originäres finanzwirt- 
schaftliches Know-how und finanz- oder sozial- 
politische Zuständigkeit in Zeiten von schwer- 
wiegenden Problemen hinsichtlich der gesetzli- 
chen und privaten Altersvorsorge in Deutsch- 
land Kleinanlegern auch teilweise sehr risiko- 
reiche Anlagen nahelegt und entsprechend die 
fünf vom BMU „empfohlenen“ Wertpapiere 
im Zeitraum vom 1. Januar 2003 bis 9. No- 
vember 2003 gegenüber der Entwicklung des 
Deutschen Aktienindex (DAX) ein Minus von 
1 1 % zu verzeichnen haben (vgl. Euro am 
Sonntag vom 9. November 2003)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 4. Februar 2004 

Redaktionsschluss der Broschüre war Dezember 2002. Daher konnten 
jüngste Entwicklungen in den volatilen Märkten nicht berücksichtigt 
werden. Im Übrigen werden auch im Bereich Altersvorsorge keine 
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Anlagen - gleich welchen Risikos - empfohlen bzw. nahe gelegt. Die 
anhaltend große Nachfrage auch nach der 2. Auflage der Broschüre 
zeigt aber, dass es bei Bürgerinnen und Bürgern ein erhebliches In- 
teresse an grundlegenden Informationen zum Thema „ökologische 
Geldanlagen“ gibt. Die Broschüre stellt einen Leitfaden dar, der eine 
Übersicht über die verschiedenen Anlagemöglichkeiten gibt, sodass 
der Leser in die Lage versetzt wird, sich zu orientieren und eine Ent- 
scheidung auf der Grundlage möglichst konkreter Informationen zu 
treffen. 


71. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung, dass das 
BMU in seiner Publikation „Mehr wert: Öko- 
logische Geldanlagen“ mittels quasi konkurrie- 
render Werbung über teilweise weder sachlich 
begründete, noch wissenschaftlich hergeleitete, 
noch demokratisch legitimierte Ausschlusskri- 
terien wie z. B. „Rüstung und Militär“, „Kern- 
energie“, „Tabak“ und „Alkohol“ in den Wett- 
bewerb zwischen Unternehmen eingreift, und 
wie wurden die einzelnen, häufig in ihrer 
Fondsstruktur sehr breit angelegten Geldanla- 
gen auf diese Ausschlusskriterien hin konkret 
untersucht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 4. Februar 2004 

Die in der Broschüre enthaltenen Ausschlusskriterien sind von den 
Anbietern selbst, nicht aber vom BMU aufgestellt und benannt wor- 
den (vgl. Erläuterung zu Fußnote 1, S. 28 der Broschüre). Eine ent- 
sprechende Untersuchung war daher weder Ziel des Vorhabens, noch 
wurde sie durchgeführt. 


72. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Paziorek 

(CDU/CSU) 


Was sind die Ergebnisse des Gesprächs zwi- 
schen der Bundesregierung und der Wirtschaft 
zur Umsetzung des Europäischen Emissions- 
handels in Deutschland, insbesondere zur Aus- 
gestaltung des Nationalen Allokationsplans, 
am 8. Januar 2004? 


73. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Paziorek 

(CDU/CSU) 


In welchen Bereichen gibt es innerhalb der 
Bundesregierung und zwischen der Bundes- 
regierung und der Wirtschaft noch Klärungs- 
bedarf? 


74. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Paziorek 

(CDU/CSU) 


Wird es am 12. Februar 2004 ein weiteres Ge- 
spräch zwischen der Bundesregierung und der 
Wirtschaft geben, in dem mögliche strittige 
Punkte geklärt werden können? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 13. Februar 2004 

Die Bundesregierung hat mit Vertretern der Wirtschaft in dem 
Gespräch am 8. Januar 2004 über die mögliche Ausgestaltung der 
Allokationsregeln und -kriterien gesprochen. Im Einzelnen wurden 
insbesondere die grundlegende Allokationsmethode, die Behandlung 
von Neuanlagen und Stilllegungen, die Berücksichtigung von „early 
action“ sowie die Behandlung von KWK-Anlagen und Prozessemis- 
sionen diskutiert. Über den Verlauf der Gespräche wurde Vertraulich- 
keit vereinbart. Staatssekretär Rainer Baake hatte die Vertreter der 
Wirtschaft zu einem weiteren Gespräch am 12. Februar 2004 eingela- 
den. Der Termin wurde von Seiten der Wirtschaft abgesagt. 

Die Vorlage eines Entwurfs der Bundesregierung für den Nationalen 
Alokationsplan und für das Gesetz zum Nationalen Allokationsplan 
erfolgt nach der Abstimmung der Entwürfe innerhalb der Bundes- 
regierung. 


75. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Paziorek 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag und damit der Öffentlichkeit 
den Nationalen Allokationsplan und das ange- 
kündigte Gesetz zum Nationalen Allokations- 
plan vorlegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 13. Februar 2004 

Nach dem Kabinettbeschluss über den Nationalen Allokationsplan 
und über das Gesetz zum Nationalen Alokationsplan. 


76. Abgeordneter 

Jens 

Spahn 

(CDU/CSU) 


Welche Position im Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
bekleidet Reinhard Kaiser, der mehrfach von 
Seiten der Bürgerinititative „Kein Atommüll 
in Ahaus“ im Zusammenhang mit der Diskus- 
sion um einen Castor-Transport von Rossen- 
dorf nach Ahaus als Gesprächspartner und 
Informant genannt wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 12. Februar 2004 

Reinhard Kaiser leitet im BMU die „Unterabteilung Klimaschutz und 
Erneuerbare Energie“ sowie den „Arbeitsstab Umwelt und Verkehr“; 
auf das im Internet zugängliche Organigramm des BMU wird hin- 
gewiesen. Reinhard Kaiser hat im Rahmen der Besuchergruppen- 
betreung des BMU einer Gruppe aus Ahaus zum Gespräch zur 
Verfügung gestanden. Dabei wurden von der Gruppe auch die in der 
Frage genannten Themen angesprochen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


77. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung die Richtli- 
nien und Nebenbestimmungen zum Programm 
„Begabtenförderung berufliche Bildung“ des 
Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung dahin gehend verändern, dass deutsche 
Jugendliche, die eine in Deutschland aner- 
kannte Berufsausbildung im Ausland absol- 
viert haben, in die oben genannte Begabtenför- 
derung aufgenommen werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 17. Februar 2004 

Nach den Förderrichtlinien des Förderprogramms gilt, dass in die Be- 
gabtenförderung als Stipendiatin und Stipendiat nur aufgenommen 
werden kann, wer eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbil- 
dungsberuf auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 
oder der Flandwerksordnung (HwO) oder in einem bundesgesetzlich 
geregelten Fachberuf im Gesundheitswesen besonders erfolgreich ab- 
geschlossen hat. 

Im Ausland erworbene Berufsausbildungen sind ausdrücklich nicht er- 
fasst. Sofern die im Ausland erworbene Berufsausbildung einem der 
genannten Ausbildungsberufe gleichgestellt ist, ist zu berücksichtigen, 
dass eine Aufnahme in das Programm allein von dem erworbenen 
Zeugnis, nicht jedoch von der Nationalität der Inhaberin und des 
Inhabers des Zeugnisses abhängig gemacht werden könnte. 

Darüber hinaus wäre sicherzustellen, dass im jeweils entsprechenden 
Ausland adäquate Möglichkeiten für Absolventinnen und Absolven- 
ten mit dort anerkannten deutschen Abschlüssen angeboten würden. 

Da eine Abwicklung in Deutschland über die zurzeit beteiligten 230 
zuständigen Stellen (meist Kammern) im Falle ausländischer Bewer- 
berinnen und Bewerber, die einen in Deutschland anerkannten Ausbil- 
dungsabschluss im Ausland erworben haben, nicht realisierbar ist, 
wäre zudem die Frage einer zentralen Abwicklung zu klären, wobei 
diese mit nicht unerheblichem Verwaltungsaufwand einherginge. 

Bisher schienen deshalb die Möglichkeiten, die die Bundesregierung 
bereits im Rahmen des Aufstiegsausbildungsförderungsgesetzes, wie 
in meiner Antwort auf Ihre Frage 159 in Bundestagsdrucksache 
15/2319 erläutert, geschaffen hat, ausreichend. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung wird Ihre Frage 
gerne aufgreifen und den Beirat im Programm Begabtenförderung 
berufliche Bildung in seiner diesjährigen Sitzung mit der Frage einer 
möglichen Änderung der Richtlinien im o. g. Sinne befassen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


78. Abgeordnete 

Sibylle 

Pfeiffer 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang hat die Bundesregierung 
dem Welternährungsprogramm der Vereinten 
Nationen (WFP) Lebensmittelspenden für 
Nordkorea für das Jahr 2004 zugesagt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 18. Februar 2004 

Die Bundesregierung hat mit Schreiben vom 11. Februar 2004 dem 
WFP eine Finanzierungszusage über 1,5 Mio. Euro für die Beschaf- 
fung von Nahrungsmitteln für Nordkorea übermittelt. 


79. Abgeordnete In welcher Flöhe sind die zugesagten Spenden 

Sibylle für 2004 bereits geleistet worden? 

Pfeiffer 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 18. Februar 2004 

Sobald das WFP den Erhalt der Zusage offiziell bestätigt hat, können 
die Mittel ausgezahlt werden. Das WFP kann bereits aufgrund der 
Zusage tätig werden. 


80. Abgeordnete 

Sibylle 

Pfeiffer 

(CDU/CSU) 


Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundes- 
regierung aufgrund des Hilfsappells des Welt- 
ernährungsprogramms der Vereinten Natio- 
nen (WFP) für Nordkorea vom 9. Februar 
2004? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 18. Februar 2004 

Die Bundesregierung beachtet die Ernährungssituation der Menschen 
in Nordkorea. Zur Verbesserung der Ernährungslage wurden dem 
WFP und der Deutschen Welthungerhilfe in den Jahren 2001 bis 
2003 bereits rd. 12 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Um den an Hun- 
ger und Mangelernährungen leidenden Bevölkerungsgruppen zu hel- 
fen, stellt die Bundesregierung in diesem Jahr weitere 3 Mio. Euro zur 
Verfügung. Mit der kurzfristigen Bereitstellung von 1,5 Mio. Euro für 
das WFP reagiert das BMZ unmittelbar auf finanzielle Engpässe. Die 
weiteren Mittel sind für die Deutsche Welthungerhilfe vorgesehen. 
Beides sind zuverlässige Organisationen, die langjährige Erfahrungen 
bei der Nahrungsmittelversorgung nordkoreanischer Bevölkerungs- 
gruppen haben. 
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Die Bundesregierung hat die Hoffnung und wird in internationalen 
Foren dafür werben, dass auch andere Geberstaaten sich engagieren. 


81. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Ausfüh- 
rungen des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen, Kofi Annan, in seinem Bericht vom 
5. August 2003 an die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen zur Umsetzung der 
Beschlüsse von Monterrey („Implementation 
of and follow-up to commitments and agree- 
rnents made at the International Conference 
on Financing for Development“ (UN-Doku- 
rnent A/58/216) bzw. den der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen von Saint 
Lucia vorgelegten Resolutionsentwurf „High 
Level Dialogue on Financing for Develop- 
ment“ (UN-Dokument A/C.2/58/L.39) be- 
züglich der Einrichtung einer offenen, alle 
Betroffenen („stakeholders“) einschließenden 
Arbeitsgruppe zur Erarbeitung von Vorschlä- 
gen für ein transparentes und faires neu 
geregeltes Entschuldungsverfahren vor dem 
Hintergrund des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 15. März 2002 (Bundestags- 
drucksache 14/8487), besonders Punkt II, 12? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 18. Dezember 2003 

Die Bundesregierung misst dem Thema Entschuldung eine große Be- 
deutung bei, hat sich auf diesem Gebiet kontinuierlich engagiert und 
hält auch an dem Ziel der Einrichtung eines transparenten und fairen 
Entschuldungsverfahrens fest (vgl. hierzu auch Antwort zu Frage 82 
unten). In Anbetracht bereits bestehender Gremien zu einer Vielzahl 
von Aspekten der Schuldenfrage innerhalb und außerhalb der Verein- 
ten Nationen hat die Bundesregierung den o. g. Vorschlag des Gene- 
ralsekretärs jedoch nicht unterstützen können. 


82. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an dem im Koaliti- 
onsvertrag vom 16. Oktober 2002 formulierten 
Ziel eines internationalen Insolvenzverfahrens 
für Staaten fest, und wenn ja, beinhaltet dies 
auch die Einrichtung neuer Mechanismen im 
Rahmen der Fortsetzung des Financing for 
Development-Prozesses? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 18. Dezember 2003 

Die Bundesregierung hält grundsätzlich an dem Ziel eines internatio- 
nalen Insolvenzverfahrens für Staaten fest. Dieses zielt auf eine besse- 
re Prävention und eine schnelle und geordnete Bewältigung von Fi- 
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nanz- und Währungskrisen, insbesondere durch ein klares Verfahren 
für die systematische Einbindung von privaten Anleihegläubigern. Die 
letzte Frühjahrstagung des IWF hat jedoch gezeigt, dass ein solches 
Insolvenzrecht zum jetzigen Zeitpunkt nicht die erforderliche politi- 
sche Unterstützung findet. 

Deutlich mehr Akzeptanz haben dagegen zwei andere Instrumente er- 
reicht, welche ebenfalls darauf zielen, die Fösung von Finanzkrisen zu 
erleichtern: Mehrheitsklauseln in Staatsanleihen (Collective Action 
Clauses: CACs) sowie ein freiwilliger Verhaltenskodex für die Um- 
schuldung nicht tragfähiger Schulden (Code of Conduct). 

Die Bundesregierung wird diese Entwicklung aufmerksam verfolgen 
und beobachten, wie weit sich die genannten Instrumente in der Praxis 
entwickeln und bewähren. Sie behält sich vor, das Thema „internatio- 
nales Insolvenzrecht für Staaten zum geeigneten Zeitpunkt in den rele- 
vanten Gremien wieder auf die Tagesordnung zu setzen. 


Berlin, den 20. Februar 2004 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 



